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Sdirlftlidier Beridit 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 

Zollgesetzes 

— Drucksache 2201 — 


A. Bericht des Abgeordneten Krammig 


I. 

Vorbemerkungen 

1. Mit Schreiben vom 8. November 1960 übersandte 
die Bundesregierung den Entwurf eines Zollgesetzes 
nebst Begründung, den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates und der Stellungnahme der Bundes- 
regierung (hierzu — Drucksache 2201 — zur Be- 
schluß fasisung dem Bundestag. 

2. Der Entwurf wurde in der 133. Sitzung des Bun- 
destages am 17. November 1960 erstmals gelesen. 
Der Bundestag überwies den Entwurf an den Finanz- 
ausschuß — federführend — und an den Außenhan- 
delsausschuß — mitberatend. 

3. Der mitberatende Außenhandelsaus'schuß be- 
faßte sich mit dem Entwurf in seiner 45. Sitzung am 
12. April 1961. Er empfahl eine Vervollständigung 
des § 51 Abs, 7, die dort behandelt wird (Nr. 76). 
Der federführende Finanzausschuß beschloß in 
seiner 73. Sitzung am 8. Dezember 1960 für die Be- 
ratung des Epitwurfs einen Unterausschuß einzu- 
setzen. 

Der Unterausschuß begann mit seinen Beratungen 
am 12. Dezember 1960 und schloß sie mit seiner 
7. Sitzung am 16. März 1961 ab. 

Die zu dem Entwurf aus interessierten Wirt- 
schaftskreisen eingegangenen Eingaben wurden wie 
Petitionen behandelt und bei der Beratung erörtert. 
Einem Teil der Anregungen entsprach der Unter- 
ausschuß und legte sie in Form von Änderungsvor- 
schlägen dem federführenden Finanzausschuß vor. 
Soweit den Anregungen nicht stattgegeben werden 
konnte, werden sie in Teil III dieses Berichtes in der 
Reihenfolge der Paragraphen erläutert. 


Der federführende Finanzausschuß beriet die Vor- 
lage in seiner 87. Sitzung am 20. April 1961. 


11 . 

Allgemeine Bemerkungen 

4. Zweck eines Zollgesetzes ist es, den Waren- 
verkehr mit dem Ausland zu ordnen. 

Zölle sind ein klassisches, international anerkann- 
tes Instrument der Außenhandelspolitik. Die Zölle 
selbst legt ein besonderes Gesetz, der Zolltarif, fest. 
Neben den Zöllen gibt es noch andere außenhandels- 
politische Lenkungsmittel wie: Einfuhr- und Aus- 
fuhrverbote und -beschränkungen wirtschaftspoliti- 
scher Art (z. B. mengenmäßige. Beschränkungen, 
Marktordnungsmaßnaihmen, Embargo-Anordnungen) 
und polizeilicher Art (z. B. sicherheits-, gesundheits-, 
veterinärpolizeiliche Maßnahmen). Ferner steuer- 
liche Maßnahmen, die an die Einfuhr oder Ausfuhr 
anknüpfen (z. B. die Erhebung von Verbrauch- 
steuern, der Umsatz ausgleichsteuer als Eingangs- 
abgabe, die Vergütung von Steuern bei der Aus- 
fuhr). 

Alle diese ^Maßnahmen erfordern ein System, 
das jede Ware der gebotenen Behandlung zuführt. 
Das Zollgesetz legt dieses System fest. 

5. Das geltende Zollgesetz ist am 20. März 1939 
erlassen worden und fußt auf dem Vereinszoll- 
gesetz vom 1. Juli 1869. Das geltende Zollgesetz ist 
zu einer Zeit verabschiedet worden, in der die deut- 
schen Auslandsbeziehungen politisch, wirtschaftlich 
und menschlich einen Tiefstand erreicht hatten. Die 
Wirtschaftspolitik stand im Zeichen der Autarkie, 
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die heutige Wirtschaftspolitik dagegen zeichnet sich 
durch ihre Weltoffenheit aus. 

Daraus ergibt sich, daß das Zollgesetz von 1939 
bei einem so fundamentalen Unterschied der es be- 
einflussenden wirtschaftspolitischen Überlegungen 
nicht mehr in die heutige Zeit paßt. Der Bundes- 
gesetzgeber hat in Erkenntnis dieser Tatsache schon 
seit 1952, zuletzt durch das Sechste Zolländerungs- 
gesetz vom 23. Dezember 1960, versucht, das Zoll- 
gesetz den veränderten Verhältnissen anzupassen. 
Eine durchgreifende Hilfe für Wirtschaft und Ver- 
waltung läßt sich jedoch nur durch Novellierung des 
bestehenden Gesetzes allein nicht erreichen. Daher 
bedarf es schon aus diesem Grunde eines neuen 
Zollgesetzes. 

6. Weitere Gründe, die ein neues Gesetz fordern, 
sind u. a. der fast völlige Wegfall der Ein- und Aus- 
fuhrverbote, die Konvertibilität der DM, der außer- 
ordentlich stark anwachsende Reiseverkehr, die 
internationale Zusammenarbeit in weitgespannten 
Organisationen (z. B. GATT, OEEC, jetzt OECD, 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 
Europäische Atomgemeinschaft, Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft), ferner die Verkehrs entwick- 
lung und Verlagerung des Verkehrs auf Verkehrs- 
träger wie Lastkraftwagen und Flugzeuge, die an- 
dersgeartete Einfuhr (früher vornehmlich Rohstoffe, 
heute zunehmend Fertigwaren und Halbwaren). Der 
Verkehrsanstieg drückt sich, um nur ein Beispiel zu 
erwähnen, in der Zahl der Verzollungen aus. Im 
Jahre 1952 waren es 4,2 Mio, im Jahre 1959 15,8 
Mio, also fast viermal soviel. 

7. Schließlich hat sich auch die Zollbemessungs- 
grundlage geändert. Die Zölle wurden früher nach 
Gewicht, Maß und Stückzahl, d. h. als spezifische 
Zölle erhoben. Heute werden sie in der Regel nach 
dem Wert der Ware bemessen (Wertzollsystem). 

8. Alle diese Änderungen, und damit wird ein letz- 
ter wichtiger Grund erwähnt, wirkten sich auch auf 
die Zollverwaltung selbst aus. Sie konnte den Ver- 
kehrsanstieg und die neuen Aufgaben nur auf zwei 
Wegen bewältigen, entweder 4ürdi Personalver- 
mehrung oder durch innerbetriebliche Rationalisie- 
rung und durch eine Umorganisation (Herausnahme 
von Beamten aus dem Grenzaufsichtsdienst in den 
Zollabfertigungsdienst). Die Zollverwaltung, die seit 
1952 etwa 32 500 Köpfe umfaßt, beschritt nicht den 
bequemen Weg der Personalvermehrung, sondern 
den schwierigeren der Rationalisierung und Um- 
organisation. Jetzt ist aber der Punkt erreicht, bei 
dem solche Maßnahmen keine nennenswerte Hilfe 
mehr bringen, wenn das gesetzlich festgelegte 
System nicht grundsätzlich geändert wird. 

9. Die Ziele des Gesetzentwurfs lassen sich wie 
folgt zusammenfassen; 

1. Vereinfachung und Beschleunigung des Ver- 
fahrens 

2. Größere Elastizität der Bestimmungen 

3. Verbesserung der Lesbarkeit und Verständlich- 
keit der Vorschriften. 


10. Zu 1. gehören u. a. die Befreiung von der 
Pflicht zur Gestellung der Waren, die Umwandlung 
der zollamtlichen Beschaupflicht in ein Beschaurecht 
und die Rationalisierung bei den vorläufigen Zoll- 
verfahren. 

Neben das bisherige Abfertigungsprinzip tritt, 
wenn auch nur zunächst als Ausnahme, ein neues 
Prinzip, das man als Veranlagungsprinzip bezeich- 
nen kann. Die Verwaltung betritt damit Neuland. 
Der große Vereinfachungs- und Beschleunigungs- 
effekt rechtfertigt den Versuch. Dem Einführenden 
selbst wird größeres Vertrauen geschenkt. 

11. Die Umwandlung der zollamtlichen Beschau- 
pflicht in ein Beschaurecht hat zur Folge, daß in 
Zukunft nicht mehr jede Ware beschaut werden 
muß, sondern beschaut werden kann. 

12. Die Rationalisierung bei den Zollverfahren 
führt u. a. dazu, daß Eisenbahnzollgut künftig in der 
Regel ohne Begleitschein an den Empfangsort läuft. 
Dadurch entfallen Hunderttausende von Begleit- 
scheinen. 

13. Auch der Lager-, der Veredelungs- und der 
Zollgutverwendungsverkehr werden wesentlich ver- 
einfacht. 

14. Zu 2. Das Zollrecht versucht Verhältnisse zu 
regeln, deren besonderes Merkmal es ist, daß sie 
sich plötzlich stark verändern. Technische Fort- 
schritte, Währungsumstellungen, Streiks, politische 
Krisen, Mißernten, Rekordernten, Naturkatastrophen 
usw. beeinflussen die Verkehrsströme. Das Zollrecht 
muß so elastisch gehalten sein, daß nicht jedes sol- 
ches Ereignis zu gesetzlichen Änderungen zwingt. 

15. Zu 3. Die Verbesserungen der Lesbarkeit und 
Verständlichkeit der Bestimmungen sprechen für 
sich selbst und bedürfen keiner Erläuterung. 


111 . 


Beratungsergebnis der Vorschläge, die zu keiner 
Änderung des Entwurfs führten 


16. Der Bundesrat hatte angeregt, die Eingangs- 
worte des Gesetzentwurfs wie folgt zu fassen; „Der 
Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen“. Er begründete sein 
Begehren damit, daß durch § 87 des Entwurfs das 
Gesetz zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Europäischen Ätomgemeinschaft vom 
25. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) förmlich 
geändert werden solle. Dieses Gesetz sei Zustim- 
mungsgesetz gewesen, die formelle Änderung eines 
Zustimmungsgesetzes bedürfe wiederum der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 


17. Die Bundesregierung hält die vom Bundesrat 
vorgeschlagene Fassung der Eingangsworte für 
nicht gerechtfertigt. Sie weist in ihrer Stellung- 
nahme darauf hin, daß die Änderung eines zustim- 
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mungsbedürftigen Gesetzes selbst nur zustimmungs- 
bedürftig sei, wenn sie Vorschriften betreffe, die die 
Zustimmungsbedürftigkeit des zu ändernden Ge- 
setzes begründet haben oder mit solchen Vorschrif- 
ten in unmittelbarem Zusammenhang stehen; das 
sei hier nicht der Fall. Die in § 87 der Übergangs- 
und Schlußvorschriften des Entwurfs vorgesehene 
Änderung des Artikels 3 des Gesetzes zu den EWG- 
und Euratom-Verträgen betreffe lediglich die Strei- 
chung von Ermächtigungen, weil diese in den Ent- 
wurf des Zollgesetzes übernommen worden seien. 
Artikel 3 wäre insoweit nicht zustimmungsbedürf- 
tiges Gesetz, da es sich ausschließlich um Ermächti- 
gungen auf dem Gebiet des Zollwesens handle, für 
das der Bund ausschließlich zuständig sei. Die Än- 
derung dieses Artikels bedürfe daher auch nicht 
der Zustimmung des Bundesrates. 

18. Der Finanzausschuß schloß sich der Auffas- 
sung der Bundesregierung an. Der Antrag des Bun- 
desrates wurde daher nicht auf genommen. 

19. Zu § 4 Abs. 1 Satz 2 wurde angeregt einzu- 
fügen, daß die Zollstunden unter angemessener Be- 
rücksichtigung der Belange der Wirtschaft festge- 
legt und öffentlich bekanntgegeben werden. Diese 
Ergänzung hielt der Finanzausschuß nicht für erfor- 
derlich, weil es selbstverständlich ist, daß bei der 
Festsetzung der Zollstunden die Belange der Wirt- 
schaft gebührende Berücksichtigung finden. 

20. In § 8 sollte in Absatz 1 Satz 1 das Wort „sofort“ 
durch das Wort „unverzüglich“ ersetzt werden, weil 
bei Verwendung des Wortes „sofort“ oft die Gefahr 
bestehe, daß schon bei einer geringfügigen Verzö- 
gerung die Zollstellen berechtigt seien, Verwah- 
rungsmaßnahmen einzuleiten, wodurch dem Zoll- 
beteiligten erhebliche Kosten entstehen könnten. 
Der Finanzausschuß griff diese Anregung nicht auf, 
weil es Sache des Gestellungspflichtigen oder des 
Zollbeteiligten ist, Zollgut der gewünschten Be- 
handlung zuzuführen. 

21. Zu § 20 Abs. 2 Satz 1 war vorgeschlagen wor- 
den, anstelle „Das sichergestellte Zollgut wird ver- 
äußert" zu setzen „Das sichergestellte Zollgut kann 
veräußert werden". Der Anregung wurde nicht statt- 
gegeben, weil eine Veräußerung ohne Anhörung 
der Beteiligten nach Satz 3 des gleichen Absatzes 
sowieso nicht erfolgen soll. 

22. Zu § 21 Abs. 2 war die Anregung eingegangen, 
die Eingangsworte „Die Bundesregierung kann 
durch Rechts Verordnung anordnen“ zu ändern in 
„Die Bundesregierung ordnet durch Rechtsverord- 
nung an“. 

Begründet wurde diese Anregung damit, daß die 
in die Form einer Kann-Bestimmung gekleidete Er- 
mächtigung, Antidumpingzollsätze sowie Aus- 
gleichszollsätze anzuwenden, wenn die Bundes- 
regierung bei der Wareneinfuhr Dumpingpraktiken 
feststellt oder durch das Exportland Prämien oder 
Subventionen gewährt werden, nach den Erfahrun- 
gen der Vergangenheit nicht ausreiche, um sicher- 


zustellen, daß die Bundesregierung tatsächlich tätig 
werde. Weder der mitberatende Außenhandelsaus- 
schuß noch der federführende Finanzausschuß 
konnte diesen Wünschen entsprechen, weil es Sache 
der Bundesregierung bleiben muß, von Fall zu Fall 
zu entscheiden, ob von den Vorschriften des § 21 
Abs. 2 Gebrauch gemacht werden soll oder nicht. 
Antidumpingmaßnahmen haben weitgehend politi- 
sche Bedeutung. Daher können keine objektiven 
Maßstäbe gesetzt werden, nach denen die Bundes- 
regierung zu Antidumpingmaßnahmen verpflichtet 
werden könnte. Allgemein wird die Schaffung eines 
ordentlichen Verfahrens zur Prüfung, ob Dumping 
oder Subventionen vorliegen, befürwortet. 

23. Ein weiterer Vorschlag, wonach beim Verdacht 
eines Dumpings die endgültige Zollfestsetzung aus- 
gesetzt werden solle, ist rechtlich bedenklich. Ihm 
kann daher auch nicht gefolgt werden. 

24. Zu § 23 Abs. 2 letzter Satz war gefordert wor- 
den, die Rechte aus der Zollauskunft dem Antrag- 
steller nur dann zu versagen, wenn er die Angaben 
wider besseres Wissen nicht wahrheitsgemäß ge- 
macht habe. Diesem Begehren konnte sich der feder- 
führende Ausschuß nicht anschließen, weil damit 
auf unrichtigen Angaben basierende Zollauskünfte 
zu Zollvorteilen gegenüber Wettbewerbern geführt 
hätten. 

25. Zu § 24 lag der Vorschlag vor, konkret aufzu- 
führen, daß durch Rechtsverordnung bestimmt wer- 
den könne, daß Rückwaren auch dann, wenn sie im 
Ausland bereits verkauft waren, außertarifliche 
Zollfreiheit genießen würden. 

Der Finanzausschuß griff diesen Vorschlag nicht 
auf, weil der § 24 bei den sogenannten Rückwaren 
keine Änderungen gegenüber dem bisherigen 
Rechtszustand enthält. Der Entwurf nennt als Bei- 
spiel in Absatz 1 Nr. 2 sogar „die auf Bestellung" 
ausgeführter Waren, um klarzustellen, daß auch in 
diesen Fällen Zollfreiheit möglich ist, gleichgültig 
ob die Waren aus Rechtsgründen oder aus Kulanz 
zurückgenommen werden. Praktische Gründe wer- 
den wie bisher dazu zwingen, die Zollfreiheit für 
Rückwaren an gewisse Voraussetzungen zu knüp- 
fen; so kann z. B. die Zollfreiheit nur dem früheren 
Exporteur zustehen, weil nur er zu näheren Nach- 
weisen in der Lage ist. 

Eine konkrete Angabe im Sinne der Anregung 
wird daher vom Finanzausschuß nicht für erforder- 
lich gehalten. 

26. Zur Frage der Verproviantierung von Schiffen 
in Freihäfen und Seezollhäfen, die im Zusammen- 
hang mit dem § 25 des Entwurfs auf Grund einer 
Eingabe aus interessierten Kreisen angesprochen 
wurde, wurde folgendes festgestellt: 

Nach der jetzt gültigen Regelung können in- und 
ausländische Schiffe für Fahrten außerhalb des 
Küstengebiets, also für alle größeren Fahrten, 
Schiffsbedarf ohne Zollbelastung beziehen. Der so 
bezogene Schiffsbedarf darf abgabenfrei verbraucht 
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werden, sobald die Fahrt unter Zollzeichen angetre- 
ten wird. Daran ändert der Entwurf nichts. 

Unterschiedlich ist nur der Verbrauch im Hafen 
selbst geregelt. Mitgebrachter Schiffsbedarf darf in 
allen Häfen verbraucht werden. Im Hafen bezo- 
gener Schiffsbedarf darf jedoch in Seezollhäfen 
nicht, in den Freihäfen dagegen nach Maßgabe be- 
sonderer Bestimmungen verbraucht werden. Be- 
rücksichtigt man, daß die Vergünstigung in Frei- 
häfen sich praktisch nur auf die großen Seeschiffe 
bezieht, die sich ohnehin meist nur wenige Tage in 
einem Hafen aufhalten, so ergibt sich, daß diesem 
kleinen Freihafenprivileg keine besondere Bedeu- 
tung zukommt, zumal im Regelfall ein einlaufendes 
Schiff vorsorglich für eine längere Zeit als die Lie- 
gezeit im Hafen verproviantiert ist. Geschäftlich 
interessant ist nur die Verproviantierung für die 
nächste Reise, insoweit stehen aber Freihäfen und 
Seezollhäfen völlig gleich. 

Die mit der Eingabe erstrebten kleinen Vorteile 
für die Seezollhäfen stehen außer jedem Verhältnis 
zu den Nachteilen, die sich als zwangsläufige Folge 
einer anderen Regelung ergeben, die man nicht auf 
den Bezug aus Freihafenlagern beschränken könnte. 
Man kann im Seezollhafen den Verbrauch nicht da- 
von abhängig machen, ob es sich um ein größeres 
oder kleineres Schiff handelt oder ob später eine 
größere oder kleinere Fahrt angetreten wird. Ist 
der Verbrauch im Seezollhafen erst einmal gestat- 
tet, so wird das gesamte bisherige System (Bezugs- 
berechtigung für Fahrten außerhalb des Küstenge- 
bietes) hinfällig. Zur Vermeidung von Unbilligkei- 
ten könnte man den Verbrauch auch nicht auf Häfen 
mit Zollstellen beschränken, sondern müßte ihn in 
jedem Hafen gestatten. Im Ergebnis würden alle 
Schiffe, die jetzt nur im Küstengebiet fahren und 
nicht bezugsberechtigt sind, künftig bezugsberech- 
tigt werden. Der Rückschmuggel würde geradezu 
herausgefordert, weil — im Gegensatz zur jetzigen 
Freihafenregelung — die dann begünstigten Perso- 
nen ständig im Inland wohnen. Dies zwänge dazu, 

a) in allen Häfen besondere Zollgutlager zuzu- 
lassen, 

b) die Häfen (auch die kleinsten) zollamtlich scharf 
zu überwachen, 

c) auch die Schiffe im Küstengebiet durch den Was- 
serzolldienst weit strenger zu überwachen als 
bisher. 

Die Zollverwaltung ist einer solchen Mehrbelastung 
nicht gewachsen. 

Es besteht daher nur die Alternative, das bishe- 
rige System zu belassen oder — wenn man Frei- 
häfen und Seezollhäfen bis ins letzte gleichstellen 
will — den Verbrauch von unverzolltem Schiffs- 
bedarf auch in Freihäfen auszuschließen. Der Ent- 
wurf schlägt das erstere vor. Der Finanzausschuß 
sah daher von einer Änderung der Entwurfsrege- 
lung ab. 

27. Zu den §§ 29 und 30 ist die Fassung der Vor- 
schriften durch Wirtschaftsverbände kritisiert wor-. 
den. Die Vertreter der Regierung wiesen darauf 


hin, daß die Bundesrepublik vertraglich verpflichtet 
sei, den Wortlaut des Brüsseler Abkommens über 
den Zollwert zu übernehmen, also nicht mehr auto- 
nom in der Gestaltung der Vorschriften über den 
Zollwert usw. sei. 

28. Zu § 31 war erbeten worden, eine Ergänzung 
der Bestimmungen über die Preisermäßigung für 
Alleinvertreter aufzunehmen. Diesem Wunsche 
konnte aus dem in Nr. 27 genannten Grunde 
nicht stattgegeben werden, weil auch diese Bestim- 
mungen aus dem Brüsseler Abkommen übernom- 
men werden mußten. 

29. Zu den Absätzen 1 bis 3 des § 32 war angeregt 
worden, aufzunehmen, daß Mengenrabatte, die sich 
erst zu einem späteren Zeitpunkt ergäben, rück- 
wirkend geltend gemacht werden könnten. Der An- 
regung wurde nicht entsprochen, weil der Begriff 
„feststehen" in Absatz 2 bedeutet, daß ein Recht 
auf Kostenermäßigung bestehe, daß jedoch nicht 
der Betrag bekannt sein müsse. 

30. Zu Absatz 4 Nr. 2 des § 32 lag der Vorschlag 
vor, diese Bestimmung neu zu fassen. Bei der Er- 
örterung des Vorschlags ergab sich, daß die im Ent- 
wurf vorgesehene Erleichterung an sich dem Wort- 
laut des Brüsseler Abkommens über den Zollwert 
(Anlage I Artikel I Abs. 2 Buchstabe b — „alle 
Lasten, die sich auf den Kauf und die Lieferung bis 
zum Einfuhrort beziehen") widerspricht. Sie läßt 
sich mit dem Sinn des Abkommens aber noch ver- 
einbaren, weil bei Waren von geringem Wert so- 
wie bei Mustern und Proben die tatsächlichen Be- 
förderungskosten gegenüber dem reinen Warenwert 
unverhältnismäßig hoch sind. Die beantragte Erwei- 
terung der Erleichterunig auf Waren jeder Art und 
Menge wäre ein Verstoß gegen Wortlaut und Sinn 
des Abkommens. Sie würde nicht zu einer einheit- 
lichen Wertbestimmung führen, sondern die Wett- 
bewerbslage zugunsten desjenigen verschieben, der 
sich des schnelleren Beförderungsmittels bedient, 
ohne daß die dadurch regelmäßig erreichte Wert- 
erhöhung sich bei der Zollwertbemessung auswirken 
würde. 

31. Es lag zu § 39 die Anregung vor, die Kann- 
Vorschrift in eine Muß-Vorschrift zu ändern. Aus 
der Begründung der Regierungsvorlage ergibt sich, 
aus welchen Gründen ein Rechtsanspruch nicht ein- 
geräumt werden kann. 

32. Zu §§ 41 bis 45 lagen mehrere Eingaben vor, 
die im wesentlichen sich dahin zusammenfassen 
lassen, daß die Neuregelung des Lagerverkehrs 
nicht als vollwertiger Ersatz der bisherigen Lager- 
möglichkeiten angesehen werden könne und daher 
erhebliche Nachteile befürchtet werden. 

33. Dazu ist folgendes zu bemerken: Die neuen 
Bestimmungen über die Lagerung, die wesentliche 
Änderungen gegenüber dem bisherigen Recht brin- 
gen, sind ein Kernstück der Vorlage. Sie bezwecken 
eine wesentliche Vereinfachung der Verwaltung. 
Das ergibt sich schon daraus, daß Ende des Jahres 
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1959 an öffentlichen Niederlagen und an Zolleigen- 
lagern im Bundesgebiet insgesamt 1744 vorhanden 
waren. 

34. Künftig wird das Zollaufschublager weitgehend 
die bisherigen Zolleigenlager ersetzen. Das Haupt- 
interesse, das die Wirtschaft am Eigenlager bat, 
nämlich, daß für die Ware so lange nicht der Zoll zu 
entrichten ist, als sie sich noch im Lager befindet, 
wird auch beim Zollaufschublager gewahrt. Auch 
hier wird die Zollschuld, solange die Ware lagert, 
aufgeschoben. Der Lagerhalter hat eine monatliche 
Meldung über die Lagerbewegung und den gezahl- 
ten Zoll zu erstatten. Ändern sich während der 
Lagerzeit die Zollsätze, so wird die Ware auf An- 
trag nach dem niedrigeren Zollsatz verzollt. Eine 
Folge der Vereinfachung des Verfahrens — die Ver- 
waltung kann auf jede Lagerüberwachung verzich- 
ten — ist es jedoch, daß Menge, Beschaffenheit und 
Wert der einmal eingelagerten Ware nicht mehr ge- 
ändert werden können. 

35. Zu der in diesem Zusammenhang eingehend 
behandelten Schwundfrage ergab sich das Folgende: 

a) Wenn man den Schwund im Lag er verkehr — 
durch welche Gestaltung auch immer — berück- 
sichtigt, so verletzt man den EWG-Vertrag. Denn 
tatsächlich mindert sich der Zoll, zu dessen Er- 
hebung die Bundesrepublik verpflichtet ist, ge- 
nau um den Prozentsatz des Schwundes. Schon 
dieser rechtliche Gesichtspunkt steht der Schwund- 
berücksichtigung entgegen. 

b) Die tatsächliche Ermittlung des Schwundes er- 
fordert erhebliche Zeit und Arbeit, da die in 
Betracht kommende Warenmenge zweimal er- 
mittelt werden muß. Auch wenn zu einem 
Durchschnitts Satz gegriffen würde, bleibt die 
Arbeit beträchtlich, einmal, weil wegen der 
betrieblichen Verschiedenheiten Durchschnitts- 
sätze nur individuell festgesetzt werden könnten, 
zum anderen, weil für die erstmalige Fest- 
setzung und für die laufende Überwachung der 
Richtigkeit eines Schwundsatzes in beträcht- 
lichem Umfang doppelte Mengenermittlungen 
unvermeidlich bleiben. Diese Arbeit ist auch für 
die Wirtschaft so lästig, daß schon für die bis- 
herigen Zolleigenlager gerade von Inhabern von 
Tabaklagern beantragt worden ist, nur noch 
vom Einlagerungsgewicht auszugehen, d. h. also 
Schwund und Mehrmengen grundsätzlich nicht 
zu berücksichtigen. Im übrigen würden indivi- 
duell unterschiedliche Durchschnittssätze bei 
Waren gleicher Provenienz den Gleichheits- 
grundsatz verletzen. 

c) Die Berücksichtigung des Schwundes fordert 
Manipulationen geradezu heraus. Die Ware 
würde immer nur verzollt werden, nachdem sie 
willkürlich (z. B. durch Trocknen) auf das ge- 
ringstmögliche Gewicht gebracht wäre; anschlie- 
ßend würde die für die Verarbeitung notwendige 
Feuchtigkeit wieder zugeführt werden. Die Er- 
fahrung zeigt, daß Schwund selbst bei Rohtabak 
und Rohkaffee vermeidbar ist. Wo das eigene 
Interesse des Lagerhalters es erfordert, tritt in 
der Regel kein Schwund auf. Die sogenannten 


Quartiersleute im Hamburger Freihafen ver- 
hindern jeden Schwund (z. B. gerade bei Roh- 
kaffee), um lästige Auseinandersetzungen mit 
dem Lagerkunden zu vermeiden. 

d) Will man den Schwund berücksichtigen, so muß 
man auch Mengenvermehrungen berücksichtigen. 

e) Die Zollregelung über den Untergang von Waren 
kann mit der Schwundregelung nicht verglichen 
werden. Die untergegangene Ware tritt mit an- 
derer Ware nicht mehr in Wettbewerb. Die durch 
Schwund etwas eingetrocknete Ware dagegen 
bleibt in ihrem wirtschaftlichen Wert vollkommen 
erhalten. Die Zollregelung über den Untergang 
verstößt also nicht gegen den EWG-Vertrag. 

36. Spediteure, die z. Z. außerhalb des Freihafens 
Zolleigenlager mit Rohtabak unterhalten, befürchten 
Wettbewerbsverschiebungen, wenn sie beim Über- 
gang zum Zollaufschublager gezwungen wären, bei 
der Auslagerung dem Abnehmer die Höhe der Ein- 
gangsabgaben im Zeitpunkt der Einlagerung be- 
kanntzugeben, weil der Abnehmer hieraus auf Ein- 
kaufspreise rückschließen könne. Diese Sorge ist 
unbegründet. Es kann — wenn es auch den Verein- 
fachungseffekt beeinträchtigt — in diesen Fällen 
zugelassen werden, daß der Zollwert bei der Ein- 
lagerung nur vorläufig angemeldet und endgültig 
erst auf Grund einer nachgereichten Zollwert- 
anmeldung des Abnehmers festgestellt wird. Diese 
muß allerdings noch kurz vor der Auslagerung bei- 
gebracht werden. Darüber hinaus kann bei solchen 
Zollaufschublagern gemäß § 78 Abs. 3 des Entwurfs 
vereinbart werden, daß der Rohtabak nicht Posten 
für Posten, sondern jährlich insgesamt mengenmäßig 
abgerechnet wird. Der Lagerhalter kann dann dem 
Abnehmer die tatsächlich ausgelagerte Waren- 
menge überweisen. Den Schwund kann er in Gren- 
zen halten, muß ihn aber einmal jährlich nach dem 
Durchschnitts Satz verzollen. Diese Belastung ist nach 
Auffassung eines namhaften Beteiligten keinesfalls 
höher als die künftig wegfallenden Abfertigungs- 
gebühren. 

Nach Erörterung dieser Gesichtspunkte billigte der 
Finanzausschuß die Vorschriften der §§ 41 bis 45, 
mit Ausnahme einer Änderung in § 45 Abs. 8, die 
in Teil IV des Berichts unter Nr. 7i2 erläutert wird. 

37. Bei der Behandlung des Absatzes 3 des § 45 
wurde das Problem der Sicherheitsleistung ange- 
sprochen. 

Ziel der Sicherheitsregelung im Zollaufschublager 
ist die gleichmäßige Behandlung desjenigen, der im 
Freihafen gelagerte Waren verzollt imd Zollauf- 
schub in Anspruch nimmt, und desjenigen, der eine 
Ware aus seinem Zollaufschublager entnimmt und 
anschließend den Zollaufschub beansprucht. Nach 
der Regelung im Entwurf und den Vorstellungen 
der Zollverwaltung ist diese Einheitlichkeit leicht 
zu gewährleisten. Es wird dieserhalb auf die Be- 
gründung der Vorlage hingewiesen. 

Ein Ermessensspielraum muß der Zollverwaltung 
wie jedem anderen verbleiben, der Kredit gibt. Das 
Bundesjustizministerium hat bei seiner im übrigen 
sehr strengen Rechtsförmlichkeitsprüfung festge- 
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stellt, daß die Regelung im Entwurf die rechtsstaat- 
lichen Grundsätze in keiner Weise verletze. Veir- 
gleicht man die Entwurfsregelung mit der Regelung 
für die Zollvormerklager, so wird das beträchtliche 
Entgegenkommen des Staates offensichtlich. Wollte 
man hier perfektionistische Regeln mit Ausnahme- 
tatbeständen aufstellen, so würde man nur unfrucht- 
bare Rechtsstreitigkeiten, u. U. sogar Sdiadenersatz- 
forderungen herausfordern. 

38. Hinsichtlich der Auslagerung von Mindest- 
mengen betonten die Vertreter des Bundesministe- 
riums der Finanzen (BMF), daß nicht daran gedacht 
sei, die künftig mögliche Regelung über Mindest- 
entnahmen auch auf Proben und Muster anzu- 
wenden. 

39. Zu Absatz 7 des § 45 befaßte sich eine Eingabe 
mit der Frage der Abrechnungsfristen im Zollauf- 
schublager. Hierzu erklärten die Vertreter des BMF, 
daß ein Vergleich mit dem bisherigen Zollvormerk- 
lager ausscheide, weil sich an das Zollvormerklager 
kein Zollaufschub mehr angesdilossen habe. Eine 
vierteljährliche Abrechnung würde also zu einem 
zusätzlichen Aufschub von 3 bis 4 Monaten führen 
und zu hoher Sicherheitsleistung zwingen. Diese 
Folge wolle der Verfasser der Eingabe offensichtlich 
selbst nicht. Ihm komme es nur auf praktische Er- 
leichterungen bei gleichem wirtschaftlichem Ergebnis 
an. Solche Erleichterungen seien durchaus möglich. 
Es könne nämlich nach § 78 Abs. 3 mit dem Lager- 
inhaber vereinbart werden, daß er monatliche Zah- 
lungen leiste (oder monatlich bestimmte Summen 
auf ein Aufschubkonto übernehme), die tatsächliche 
Abrechnung aber nur vierteljährlich vorgenommen 
werde. 

40. Es ist die Frage aufgeworfen worden, ob die 
ständig in beträchtlicher Höhe vorhandenen Zoll- 
verbindlichkeiten angesichts der unklaren gewerbe- 
steuerlichen Rechtslage dazu führen könnten, daß 
sie dem Gewerbekapital zuzuschlagen sind und da- 
durch eine zusätzliche gewerbesteuerliche Belastung 
der Firmen entsteht. Hierzu erklärten die Vertreter 
des BMF, daß Steuerschulden erst ein Jahr nach 
Fälligkeit Dauerschulden i. S. der Gewerbesteuer 
würden. Da die Zollschuld aber erst dann fällig 
wird, wenn die Ware das Lager verläßt, kann es in 
der Regel nicht zu einer gewerbesteuerrechtlich 
relevanten Dauerschuld kommen. 

41. Zu § 47 Ahs. 2 wurde angeregt, hinter Satz 3 
die Ergänzung einzufügen „Dabei ist es nicht not- 
wendig, daß das Freigut nach dem gleichen Verfah- 
ren wie das Zollgut hergestellt worden ist“. Zur 
Begründung wurde darauf hingewiesen, daß dieser 
Zusatz u. a. der Tatsache Rechnung tragen würde, 
daß bestimmte Stahlqualitäten, die sowohl in Sie- 
mens-Martin-Stahlwerken als auch in Blasstahl- 
werken und nach dem verbesserten Thomasverfahren 
hergestellt werden können, gegeneinander als Frei- 
gut im aktiven Veredelungs verkehr ausgetauscht 
werden könnten. Aus der Begründung zur Vorlage 
ergibt sich hierzu, daß bei der Freigutveredelung 
die dazu abgefertigte Ware und die ersatzweise ver- 
wendete Ware gleichbescbaffen sein muß. Es genügt 


mithin nicht mehr, daß das Ersatzgut aus dem ur- 
sprünglichen Zollgut hätte hergestellt werden kön- 
nen. Vielmehr muß bereits der Rohstoff, aus dem 
Ersatzgut hergestellt wird, dem abgefertigten Zoll- 
gut äquivalent sein. 

42. Zu Absatz 3 des § 47 wurde der Antrag ge- 
stellt, folgenden Schlußsatz aufzunehmen: „Die 
Fristen können auf Antrag verlängert werden''. Die 
Aufnahme dieses Zusatzes ist nicht erforderlich, da 
es sich nicht um Ausschlußfristen handelt; sie kön- 
nen auf begründeten Antrag jederzeit angemessen 
verlängert werden. 

43. Zu Absatz 6 des § 47 lag die Anregung vor, 
Zahlungsaufschub bei Entnahme in den freien Ver- 
kehr im Rahmen des Zahlungsaufschubs nach § 36 
Abs. 2 unter Abrechnung der Veredelungsfrist zu 
gewähren. Da die Abrechnungsfrist mindestens 
3 Monate und die Zahlungsaufschubfrist auch im 
Durchschnitt 3 Monate beträgt, ist es im Interesse 
der Gleichbehandlung beider Vorgänge nicht ange- 
bracht, hier noch einmal eine Zahlungsaufschubfrist, 
die praktisch nicht zum Tragen kommen würde, ein- 
zuräumen. 

44. Zum Absatz 2 des § 51 wurde, wie schon zu 
§ 47 Abs. 3, angeregt, eine Ergänzung des Inhalts 
vorzunehmen, wonach die Fristen auf Antrag ver- 
längert werden können. Da es sich auch hier nicht 
um Ausschlußfristen handelt, brauchte der An- 
reigung nicht entsprochen zu werden. 

45. Gegen die Fassung des § 51 Abs. 4 wurde vor- 
gebracht, daß die vorgesehene Methode, den Zoll 
für die veredelte Ware um denjenigen Betrag zu 
mindern, der als Zoll für das Vorerzeugnis zu er- 
heben gewesen wäre, dazu führe, daß bei zollfreiem 
Vormaterial eine Minderung des Zolls für die ver- 
edelte Ware nicht eintritt, sondern der volle Zoll- 
schutz aufrechterhalten bleibt. Hierdurch würde die 
Inanspruchnahme passiver Veredelungs verkehre 
uninteressant gemacht, was in Zeiten voller Aus- 
nutzung der Inlandskapazitäten nicht im volkswirt- 
schaftlichen Interesse liege. Das jetzt geltende Ver- 
fahren der Verzollung des Mehrwerts führe nicht 
zu derart krassen Tatbeständen. Um eine evtl. Ge- 
fährdung bestimmter Industriezweige auszuschlie- 
ßen, sollte das heutige Verfahren einer Prüfung des 
wirtschaftlichen Bedürfnisses beibehalten werden. 
Hierdurch wäre für Krisenzeiten vorgesorgt, in 
denen Kapazitäten der .inländischen Verarbeitungs- 
betriebe nur unzureichend beansprucht werden. In 
Perioden einer Hochkonjunktur könne der Zwang 
zur Prüfung des wirtschaftlichen Bedürfnisses wie 
z. Z. ausgesetzt werden. Es wurde daher vorgeschla- 
gen, bei der Wiedereinfuhr der veredelten Ware 
den Zoll wie bisher vom Mehrwert zu erheben und 
das bLsherige Verfahren der Prüfung der wirtschaft- 
lichen Voraussetzungen beizubehalten. 

46. Hierzu äußerten sich die Vertreter des BMF 
wie folgt: 

„Die Eingabe beschränkt sich auf eine sehr all- 
gemein gehaltene Anregung ohne systematische Än- 
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derungsvorschläge. In der Begründung des Entwurfs 
ist dargelegt, daß das systemlos gewachsene, in 
seinen Auswirkungen völlig uneinheitliche gegen- 
wärtige Recht nicht in ein praktikables System ge- 
faßt werden könne. Die Vorstellungen des Eingebers 
scheitern im übrigen schon an folgenden Umständen: 

a) Die Prüfung der wirtschaftlichen Vorausset- 
zungen würde künftig in irgendeiner Form 
zum Mitspracherecht der EWG-Partner führen. 
Am Widerspruch eines Textilkaufmanns in 
einem EWG-Land könnte also ein passiver 
Veredelung s verkehr mit einem Drittland schei- 
tern. Dieser Entwicklung muß mit allen Mit- 
teln vorgebeugt werden. 

b) Die drei Beneluxstaaten haben bereits im 
Grundsatz die im Entwurf vorgesehene Rege- 
lung eingeführt. Frankreich und Italien neigen 
ebenfalls dazu. Die dringend erstrebte EWG- 
Einheitlichkeit kann also nur durch die Ent- 
wurfs regelung erreicht werden. 

c) Daß bei der Veredelung eines zollfreien Roh- 
stoiffes keine Zollbegünstigung eintritt, folgt 
unmittelbar aus dem Wesen des Zollschutzes 
(vgl. Begründung zum Entwurf, S. 59, linke 
Spalte, unter 1., zweiter Absatz). 

47. Zu Absatz 2 des § 52 erklärten die Vertreter 
des BMF auf Befragen, daß das Freihafenamt Ham- 
burg die Befugnisse nach Absatz 2 nicht erhalten 
werde. 

Wegen des Wunsches, eine Ergänzung anzufügen, 
wonach die gesetzten Fristen verlängert werden 
können, wird darauf hingewiesen, daß es sich auch 
hier nicht um Ausschlußfristen handelt. 

48. Zu § 70 Abs. 2 wurde angeregt, zum Zwecke 
einer reibungslosen Kontrolle des zollredlichen 
Warenbesitzes eine Sonderregelung für die Binnen- 
schiffahrt vorzusehen. Sie sollte so gestaltet wer- 
den, daß durch eine Bestimmung im Gesetz selbst 
dem Warenführer die Möglichkeit gegeben würde, 
den zollredlichen Besitz nachzuweisen, ohne daß 
eine Prüfung von Gepäck, Beförderungsmitteln und 
Ladung .stattfindet. Es wurde darauf hingewiesen, 
daß im Rheinschiffahrtsverkehr das Zollamt Hafen- 
Emmerich besondere Verzollungsausweise ausstelle, 
deren Anerkennung allerdings jederzeit durch Hin- 
weis auf das Fehlen einer Rechtsgrundlage abge- 
lehnt werden könne. Derartige Verzollungsausweise 
sind nach Meinung des Anregers allgemein zum 
Nachweis des zollredlichen Besitzes erforderlich. 

Hierzu ist zu sagen, daß § 70 Abs. 2 Satz 3 des 
Entwurfs eine Kann- Vorschrift darstellt. Eine Kann- 
Vorschrift durch eine weitere Kann-Vorschrift ein- 
zuschränken, wie es der Eingeber vorschlägt, ist 
sinnlos. Zur Sache selbst ist zu sagen, daß es keiner 
besonderen Gesetzesvorschrift bedarf, um eine Be- 
hörde zu ermächtigen, Bescheinigungen über ihre 
eigenen Amtshandlungen auszustellen. Das Zollamt 
Emmerich-Hafen wird, wie alle anderen Zollstellen, 
die Freigabe von Zollgut wie bisher in allen in Be- 
tracht kommenden Fällen bescheinigen, um über- 
flüssige Nachkontrollen zu vermeiden. 


49. Vor der Fortsetzung der Beratung des § 77 gab 
der Vertreter des BMF namens der Bundesregierung 
folgende Erklärung zu Protokoll: „Die Bundesregie- 
rung hat verschiedene internationale Zollabkom- 
men abgeschlossen, die sich auf Zollerleichterungen 
und Fragen des Zollverfahrens beziehen und dem 
in der Bundesrepublik geltenden Zollrecht inhaltlich 
in weitem Umfang entsprechen. Sie wird auch künf- 
tig in die Lage kommen, Zollabkommen dieser Art 
abzuschließen bzw. derartigen Abkommen beizu- 
treten. Seit mehreren Jahren ist z. B. der Beitritt 
zum Zollübereinkommen über Carnets E.C.S. für 
Warenmuster im Rahmen des Brüsseler Zollrats in 
der Schwebe, das auf dem unter Mitwirkung des 
Bundestages ratifizierten Internationalen Genfer 
Abkommen zur Erleichterung der Einfuhr von 
Warenmustern vom 7. November 1952 beruht. An- 
dere Abkommen dieser Art, die z. Z. vorbereitet 
werden, sind z. B. Zollübereinkommen über die vor- 
übergehende Einfuhr von Berufsausrüstungen, von 
Umschließungen und von Paletten, dieses jedoch im 
Rahmen der ECE. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, zur innerstaat- 
lichen Durchführung solcher Abkommen von den Er- 
mächtigungen für den Bundesminister der Finanzen 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen in den §§ 24, 25 
Abs. 2 und § 77 Abs. 1 Nr. 1 und 3 des Entwurfs 
Gebrauch zu machen. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß im Rahmen dieser Ermächtigungen 
die innerstaatliche Inkraftsetzung von internatio- 
nalen Abkommen der genannten Art nicht der Zu- 
stimmung der gesetzgebenden Körperschaften nach 
Artikel 59 Abs. 2 GG bedarf. 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn 
der Ausschuß von dieser Ansicht zustimmend Kennt- 
nis nehmen und dies auch im Protokoll seiner Be- 
ratungen ausdrücken würde." 

Der Ausschuß geht davon aus, daß die in Absatz 2 
der Erklärung wiedergegebene Auffassung bedeute, 
daß von den gegebenen Ermächtigungen Gebrauch 
gemacht werden könne ohne Rücksicht darauf, ob 
durch solche Vorschriften internationale Abkom- 
men durchgeführt werden. In diesem Sinne nimmt 
der Ausschuß die Erklärung zur Kenntnis; hiermit 
soll zu der verfassungsrechtlichen Frage, ob der- 
artige Abkommen eines Ratifikationsgesetzes be- 
dürfen, nicht Stellung genommen werden. 

50. Zu § 82 Abs. 2 wurde beantragt, die Geltungs- 
dauer der Bewilligung von Zolleigenlagern bis zu 
3 Jahren zu verlängern. 

Diesem Antrag wurde nicht entsprochen, weil die 
Umwandlung der Zolleigenlager in Zollgutlager 
bzw. Zollaufschublager ein Kernstück des Entwurfs 
darstellt. Hierzu wird auf die Ausführungen zu den 
§§ 41 bis 45 verwiesen (siehe Nr. 33). 

51. Die Vertreter des BMF teilten dem Finanzaus- 
schuß mit, daß die Zollstellen angewiesen werden 
würden, die Lagerinhaber nach Verkündung des Ge- 
setzes auf die gesetzlichen Möglichkeiten der Um- 
wandlung der bisherigen Lagertypen in die neuen 
Typen hinzuweisen. 
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IV. 

Zu den Änderungen des Entwurfs 

Zu § 1 

52. Es wurde die Frage aufgeworfen, ob als Defini- 
tion des Begriffes der Einfuhr das „Verbringen von 
Waren in das Zollgebiet" genüge. Diese Definition 
sei zwar der Tatsache angepaßt, daß heutzutage 
eine Ware sehr oft ohne Warenführer eingeführt 
werde, es sei jedoch fraglich, ob diese Definition 
auch zutreffe, wenn Waren ohne menschliches Zu- 
tun in das Zollgebiet gelangt seien. 

Um jeden Zweifel auszuschließen, wurde § 1 Abs. 2 
ergänzt. 

Zu § 5 Abs. 1 

53. Um auch nach anderen Bestimmungen (z. B. 
dem Zolltarif) zollfreie Waren nicht zu Zollgut wer- 
den zu lassen, wurde die Streichung in Satz 2 er- 
forderlich. 

Zu § 6 

54. Die Streichung des Klammerzusatzes „(§ 10)" 
in Absatz 5 Satz 2 ist die Folge der Ergänzung des 
§ 13 (siehe Nr. 58). 

55. Der neu eingefügte Absatz 8 ermächtigt den 
BMF zur Erleichterung des Verkehrs, durch Rechts- 
verordnung Zollgut, das durch das Zollgebiet nur 
durchgeführt wird, von der Gestellung zu befreien 
und Ausnahmen von Absatz 2 Satz 1 gegebenen- 
falls auch im Verwaltungswege zuzulassen. 

Zu § 11 Abs. 3 

56. Eine Reihe von Eingaben forderte die Wieder- 
herstellung des bisherigen Rechtszustandes, wonach 
bis zur Entrichtung, Stundung oder Aufschiebung 
des Zolls Zollanträge geändert oder zurückgenom- 
men werden können. 

Die im Entwurf vorgesehene Regelung ist die 
logische Konsequenz aus den Bestimmungen über 
die Entstehung der Zollschuld, Der bereits entstan- 
denen Zollschuld soll nicht nachträglich durch Rück- 
nahme oder Änderung des Zollantrags der Boden 
entzogen werden können. Um Härten zu vermeiden, 
ist daher durch § 35 Abs. 4 sichergestellt, daß der 
Zollbeteiligte in allen hier interessierten Fällen vor 
Entstehung der Zollschuld über deren Höhe unter- 
richtet wird. Im übrigen steht es dem Zollbeteilig- 
ten auch nach der Entstehung der Zollschuld noch 
frei, den Erlaß der Zollschuld durch Wiederausfuhr 
herbeizuführen (§ 39). In einem so einwandfreien 
Falle besteht nach § 39 praktisch kein Ermessens- 
spielraum. Die Interessen der Zollbeteiligten sind 
also ausreichend berücksichtigt. 

57. Trotzdem befürchtet der Finanzausschuß, daß 
die vorgesehene Regelung nicht ausreiche. Er hielt 
es daher für angebracht, die Regelung des Entwurfs 


vollständig an die Regelung des geltenden Zoll- 
gesetzes anzugleichen, mit der Ausnahme, daß nach 
Freigabe des Zollguts die absolute Bindung an den 
Antrag bestehen bleiben müßte. 


Zu § 13 

58. Die Ergänzung bestimmt, wer Zollbeteiligter 
ist, wenn kein Zollantrag gestellt ist. 

Zu § 21 

59. Die Überschrift wird durch das Wort „Anglei- 
chungszoll" ergänzt, da die Aufnahme der Bestim- 
mungen über die Erhebung von Angleichungszoll- 
sätzen nach Verabschiedung des Sechsten Zollän- 
derungsgesetzes vom 23. Dezember 1960, die zeit- 
lich nach der 1. Lesung des Entwurfs eines Zoll- 
gesetzes erfolgte, notwendig wurde, um im neuen 
Zollgesetz die Rechtsgrundlage für die Erhebung 
von Angleichungszollsätzen zu schaffen. 

Die Bestimmungen hierüber finden sich in der neu- 
en Nummer 4 des Absatzes 2, in Absatz 4 und 5. 

60. Die Einfügungen in Absatz 2 Nr. 3 stellen eine 
Ergänzung dar. 

Zu § 23 

61. Um Mißverständnisse auszuräumen, erhielt 
der letzte Satz des Absatzes 2 die vorgeschlagene 
Fassung. 

Zu § 27 

62. Die Änderung ist das Ergebnis der Beratung 
der von Wirtschaftszweigen vorgetragenen Wün- 
sche. 

Der Entwurf will Regelungen vermeiden, bei denen 
von vornherein feststeht, daß sie nur auf dem 
Papier stehen. Wird für Waren, die zur Ausrüstung 
von Seeschiffen benötigt werden, ein Zoll vorgese- 
hen, so hat das nur zur Folge, daß diese Waren 
von Seeschiffen in einem Freihafen, aus einem ZolT 
lager oder bei der nächsten Auslandsfahrt unmittel- 
bar im Ausland selbst bezogen werden. Beim Wie- 
dereingang des Schiffes bleiben diese Waren, in- 
zwischen Bestandteil oder Zubehör des Schiffes ge- 
worden, mit diesem zollfrei. Das gleiche gilt für 
Waren zum Bau oder zur Ausbesserung von See- 
schiffen. Da das fertige Seeschiff nach dem Zolltarif 
und der Ausgleichsteuerordnung zoll- und umsatz- 
ausgleichsteuerfrei ist, würden Bau- und Ausbes- 
serungsaufträge einfach ins Ausland vergeben. Da- 
durch würde nicht nur der beabsichtigte Zollschutz 
der Zulieferer vereitelt, sondern obendrein die Be- 
schäftigung der Werften gefährdet. 

Für Binnenschiffe gilt das gleiche, soweit sie auf 
ihren Fahrten ohnehin die Grenzen zu einem EWG- 
Staat überschreiten oder Freihäfen berühren. Dies 
trifft aber für den größten Teil der Binnenschiffe zu. 
Im Binnenschiffsverkehr mit Österreich und der 
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Schweiz (sind die dort bezogenen Waren nach den zu 
§ 24 zu erlassenden Rückwarenbestiminungen ziwar 
bei der Rückkehr zu verzollen, jedoch zum gleichen 
Satz wie Waren, die aüs Nicht-EWG-Landern zu 
einem Schiffbauzollverkehr abgefertigt werden. 
Der dann noch verbleibende Rest an Binnenschiffen 
ist wirtschaftlich so unbedeutend, daß eine Sonder- 
regelung nicht lohnt. 

Aus den dargelegten Gründen ist es auch nicht 
sinnvoll, Kajüt- und Küchengut anders zu behan- 
deln als alle übrigen Ausrüstungsstücke, zumal eine 
kcharfe Abgrenzung heute sehr schwer geworden 
ist. 

Die Entwurfsregelung bietet in Verbindung mit der 
sinngemäßen Anwendung des § 27 auf die Aus- 
gleichsteuer den für die Wettbewerbsgleichheit der 
deutschen Wirtschaft erheblichen Vorteil, daß künf- 
tig Waren zum Bau, zum Ausbessern oder Ausrü- 
sten von Binnenschiffen umsatzausgleichsteuer- 
pflichtig sind. Kommen die Waren aus Nicht-EWG- 
Ländern, sind sie außerdem nach dem Zollsatz für 
Binnenschiffe, die aus Nicht-EWG-Staaten einge- 
führt werden, zu verzollen. 

Um jedoch den berechtigten Sorgen bestimmter 
Wirtschaftszweige Rechnung zu tragen, forderte der 
Unterausschuß des Finanzausschusses die Vertreter 
der Regierung auf, mit den beteiligten Wirtschafts- 
zweigen Verhandlungen zu führen, um einen ihren 
berechtigten Belangen Rechnung tragenden Kom- 
promiß zu finden. 

Die vom Finanzausschuß beschlossene Änderung 
stellt diesen Kompromiß dar. Mit ihm wird der In- 
teressenkollision von Reedern und Netzindustrie 
am besten gedient. 

Die Beschränkung des § 27 auf das erste Ausrüsten 
von Schiffen schließt nicht die Mögjlichkeiit aus, 
Schiffsbedarf aus Freihäfen, aus Zollgutlagern usw. 
ohne Zollbelastung zur Ausfuhr zu beziehen. Um 
diese Bezugsmöglichkeit notfalls einschränken und 
auch insoweit einen Interessenausgleich herbei- 
führen zu können, hat der Finanzausschuß üie Er- 
mächtigung lin iden §§ 59 und 71 etwas erweitert 
(s. Nr. 82 und 84). 

Zu § 31 Abs. 2 

63. Die Änderungen in Satz 1 dienen der Klar- 
stellung. 

Zu § 33 a 

64. Die Einfügung eines neuen § 33 a in den Ent- 
wurf wurde erforderlich, weil entgegen den Erwar- 
tungen der Bundesregierung der EWG-Außentarif 
keine Definition von Eigen- und Rohgewicht gege- 
ben hat. 

Zu § 35 

65. Die Änderungen sind eine Folge der Änderung 
des § 11 Abs. 3 Satz 1 (siehe Nr. 56 und 57). 

Zu § 36 Abs. 2 

66. Zu Satz 1 hatte der Bundesrat angeregt, die 
Worte „bis zum 25. des zweiten" durch die Worte 


„bis zum 15. des dritten" zu ersetzen. Er begrün- 
dete den Änderungsvorschlag damit, daß die vor- 
gesehene Verkürzung des Zahlungsaufschubs um 
durchschnittlich einen Monat praktisch eine Erhö- 
hung der deutschen Zollbelastung bedeute und da- 
mit eine Verteuerung der deutschen Warenein- 
fuhr, die auf die Preisbildung nicht ohne Folgen 
bleiben könne. 

Die Bundesregierung hat diesem Vorschlag sowohl 
dem Umfang als auch der Begründung nach wider- 
sprochen. Sie weist darauf hin, daß nach der Ent- 
wurfsfassung die eintretende Verkürzung der Auf- 
schubfrist die vom Bundesrat befürchtete Verteue- 
rung der deutschen Wareneinfuhr nicht rechtfertige. 
Sie räumt jedoch ein, daß wirtschaftspolitische Ge- 
sichtspunkte dafür sprechen könnten, die der Ein- 
fuhrwirtschaft bisher großzügig gewährten Vergün- 
stigungen nicht unnötig zu beschneiden. Sie macht 
daher ihre endgültige Stellungnahme vom weiteren 
Verlauf der parlamentarischen Behandlung der 
Vorlage abhängig. Zugleich wies sie darauf hin, daß 
jede Änderung des § 36 Abs. 2 auch eine Ände- 
rung des § 45 Abs. 8 nach sich ziehen müßte, um 
nicht das abgewogene Verhältnis zwischen diesen 
Bestimmungen zu stören. 

67. Die Anträge der beteiligten Wirtschaftskreise 
gingen über die Anregung des Bundesrates noch 
hinaus. Sie befürworteten eine Beibehaltung des 
bisherigen Rechtszustandes. 

Diese Anträge lösten eine eingehende Erörterung 
über die notwendige und vertretbare Dauer der 
Aufschubfrist aus. Sie läßt sich wie folgt zusam- 
menfassen: 

68. Der Aufschub darf nur die Zeit bis zum Ein- 
gang des Warenerlöses beim Absatz an die auf den 
Zollbeteiligten folgende Handelsstufe überbrücken; 
denn bei diesem ersten Absatz (außerhalb der Zoll- 
gutlager und Zollaufschublager) tritt die Ware in 
Wettbewerb mit Inlandsgut. Ob und wann die 
Ware an den Endverbraucher abgesetzt wird, ist 
deshalb selbst dann gleichgültig, wenn ein verti- 
kaler Konzern alle Handels- und Verarbeitungs- 
stufen zusammenfaßt. Ist der Zollbeteiligte zugleich 
Verarbeiter der Ware, so kann für das Ende der 

I Aufschubfrist nur der Beginn der Verarbeitung ent- 

, scheidend sein. 

I Für den Durchschnitt aller Fälle sind 55 bis 85 Tage 

I Aufschub unter diesen Gesichtspunkten völlig aus- 

I reichend. Gerade mittelständische Importeure hät- 
ten bestätigt, daß diese Frist bei allen Handels- 
importen ausreiche. Unter dem Gesichtspunkt des 
Zollschutzes könne deshalb keine längere Auf- 
schubfrist vorgeschlagen werden, als es im Entwurf 
geschehen sei. 

69. Sollte man sich jedoch unter anderen wirt- 
schaftspolitischen Gesichtspunkten hierüber hin- 
wegsetzen, so würde dies keine zolltechnischen 
Schwierigkeiten bereiten. Die Auswirkungen einer 
Änderung dürften im übrigen nicht überschätzt wer- 
den. Bei einem angenommenen Zoll von 8®/o und 
einer angenommenen Umsatzausgleichsteuer von 
4 Vo betragen die Eingangsabgaben 12,32 DM je 
100 DM Warenwert. Werde die Aufschubfrist um 
einen Monat verkürzt, so wirke sich das, bezogen 
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auf den Zoll wert von 100 DM mit 6 Pf aus. Da- 
bei ist berücksichtigt, daß nicht nur eine Mehrbe- 
lastung durch Kontokorrentzinsen, sondern auch 
eine Entlastung hinsichtlich der Avalprovision ein- 
tritt. 

Außer der Bundesrepublik kennt kein Land eine 
derart langfristige Gewährung eines zinslosen Kre- 
dits. 

70. Der Finanzausschuß übernahm danach den Vor- 
schlag der beteiligten Wirtschaftskreise, die Zah- 
lungsaufschubfrist des jetzt geltenden Rechts in das 
neue Zollgesetz zu übernehmen, nicht. Er beschloß, 
die Empfehlung des Bundesrates aufzunehmen und 
die Zahlungsaufschubfrist bis zum 15. des dritten 
Monats zu gewähren. 


Zu § 37 Abs. 2 

71. Die Streichung des letzten Satzes beruht auf 
der Änderung des § 11 Abs. 3 (siehe Nr, 56 und 57), 


Zu § 45 Abs. 8 

72. Die Änderung der Frist in Satz 2 beruht auf 
der Änderung der Frist in § 36 Abs. 2. 


Zu § 49 

73. Es handelt sich um eine klarstellende redak- 
tionelle Änderung. 


Zu § 51 

74. In Absatz 2 wurde der 2. Satz gestrichen, weil 
er durch die Neufassung des § 55 entbehrlich ge- 
worden ist. 

75. Die Streichung des bisherigen Satzes 2 in 
Absatz 5 und die Ersetzung durch den neuen Wort- 
laut dienen der Klarstellung. 

76. Zu Absatz 7 berichten die Vertreter des BMF, 
daß die EWG -Partner zu den Bestimmungen ange- 
regt hätten eine unter Umständen vorübergehend 
günstigere Regelung für Drittländer auch den EWG- 
Staaten einzuräumen. Der Finanzausschuß trug un- 
ter Berücksichtigung der Anregung des Außenhan- 
delsausschusses (siehe Nr. 3) diesem Wunsch Rech- 
nung und beschloß die Neufassung. 

Zu § 52 Abs. 3 

77. Der 2. Satz ist durch die Neufassung des § 55 
entbehrlich geworden. 


Zu § 54 Abs. 6 

78. Absatz 6 wird durch die Änderungen noch 
liberaler gefaßt als im Entwurf. 


Zu Kapitel IX und zu § 55 

79. Nachdem in § 51 Abs. 2 und § 52 Abs. 3 jeweils 
Satz 2 gestrichen worden ist, erhält Kapitel IX eine 
neue Überschrift und § 55 eine gegenüber dem Ent- 
wurf abweichende, die verstreuten Bestimmungen 
zusammenfassende Neufassung. 


Zu § 56 Abs. 7 

80. Der vorgesehene Zollzuschlag, der im Reise- 
verkehr bei Zollhinterziehungen erhoben werden 
soll, erhält an Stelle der Obergrenze von 50 DM 
die Obergrenze von 100 DM. Damit wird der Höhe 
der Verbrauchsteuern, insbesondere bei Tabak 
und Branntwein, Rechnung getragen, bei denen ein 
Zuschlag von 50 DM relativ geringfügig wäre. 


Zu Vierter Teil 

81. In der Überschrift wird das Wort „einzelne" 
gestrichen, weil diese Sondervorschriften nicht für 
einzelne, sondern- für Teile des Hoheitsgebietes gel- 
ten. 


Zu § 59 Abs. 2 

82. Um die Neuregelung im § 27 lückenlos durch- 
führen zu können, wird der BMF ermächtigt, in den 
§§59 und 71 jeweils entsprechende Bestimmungen 
für Freihäfen und Zollgrenzbezirke durchzuführen. 

Damit ist die Gewähr gegeben, daß die Kollision der 
Interessen der Loggerfischerei und der Netzindustrie 
angemessen abgewogen werden kann. 


Zu § 68 Abs. 1 

83. Die Änderung des Satzes 1 dient dazu, klar- 
zustellen, daß am bisherigen Rechtszustand nichts 
geändert werden soll. 


Zu § 71 Abs. 1 

84. Die Änderung im Satz 3 beruht ebenso wie im 
§ 59 Abs. 2 Satz 3 auf der Änderung des § 27 (siehe 
Nr. 62 und 82). 


Zu § 76 

85. a) Durch die vorgeschlagenen Änderungen (Er- 
gänzungen bzw. Streichungen): 

Absatz 1 Nr. 4 (neu) 

Absatz 2 Nr. 1 a (neu) 

Absatz 3, 4, 5 (gestrichen) 

Absatz 6, 7 und 8 (neu) 

wird der § 76 dem vom Bundestag verab- 
schiedeten Außenwirtschaftsgesetz angegli- 
chen. 
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b) Die Streichung der Nr. 3 in Absatz 1, 
die Aufnahme des Absatzes 1 a und 

die Änderung in Absatz 8 beruhen auf fol- 
genden Erwägungen: 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Unterzeichner- 
staat des „Abkommens über das Zolltarifschema für 
die Einreihung der Waren in die Zolltarife" vom 
15. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. 1952 II S. 1). 
Das in Artikel XVI des Abkommens vorgesehene 
Verfahren zur Änderung des Internationalen Brüs- 
seler Zolltarifschemas ist schwerfällig. Der Rat für 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zollwe- 
sens („Brüsseler Zoll-Rat") hat deshalb am 16. Juni 
1960 beschlossen, dieses Verfahren im Rahmen einer 
Neufassung des Artikels XVI umzugestalten. Wäh- 
rend bisher zum Inkrafttreten einer Änderung des 
Zolltarifschemas die ausdrückliche Zustimmung aller 
vertragschließenden Teile erforderlich war, sieht 
das neue Verfahren vor, daß Schweigen als Zu- 
stimmung gilt. 

Völkerrechtliche Vereinbarungen über Änderungen 
des Internationalen Brüsseler Zolltarifschemas sind 
nach dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch- 
land „Verträge, welche sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung beziehen". Sie bedürfen nach 
Artikel 59 Abs. 2 GG der Zustimmung der parlamen- 
tarischen Körperschaften „in der Form eines Bun- 
desgesetzes". 

Nach der Neufassung des Artikels XVI, bei der 
Schweigen als Zustimmung gilt, sind Änderungen 
des Brüsseler Zolltarifschemas beschlossen, wenn 
nicht innerhalb von 6 Monaten ein Vorbehalt eines 
vertragschließenden Teiles beim belgischen Außen- 
ministerium in Brüssel eingelegt ist. Daraus folgt, 
daß in der Bundesrepublik Deutschland ein Rati- 
fikationsgesetz zur Änderung des Brüsseler ZolT 
tarifschemas innerhalb von 6 Monaten eingebracht, 
verabschiedet und verkündet sein müßte. Es er- 
scheint nicht sicher, daß diese Frist in allen Fällen 
eingehalten werden kann. Die Bundesregierung 
müßte deshalb gegen Änderungen des Brüsseler 
Zolltarifschemas vorsorglich einen Vorbehalt ein- 
legen. Dadurch würde aber das Inkrafttreten des 
Änderungsbeschlusses, bei dessen Zustandekommen 
die Bundesregierung mitgewirkt hat, verzögert. Da- 
mit würde auch das neue Verfahren mit einer 
Schwerfälligkeit belastet, deren Ausmerzung der 
Sinn der Neufassung des Artikels XVI ist. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesver- 
fassungsgerichts kann bei völkerrechtlichen Verein- 
barungen auf die Ratifikation in der Form eines 
Bundesgesetzes verzichtet werden, wenn der Bun- 
desregierung zur Verwirklichung der völkerrecht- 


lichen Verpflichtung im innerstaatlichen Raum eine 
„geeignete" Ermächtigung zur Verfügung steht. Die 
Ermächtigung ist aber nur dann hierzu geeignet, 
wenn die Verordnung ohne Beteiligung der gesetz- 
gebenden Körperschaften erlassen werden kann. 
Hiergegen bestehen keine Bedenken, weil es sich 
um technische Formalien ohne jede materielle Aus- 
wirkung handelt. 

Da die Änderung des Artikels XVI aufgrund eines 
Bundesgesetzes noch in dieser Legislaturperiode 
ratifiziert werden soll, ist für den Entwurf eines 
neuen ZoUgesetzes eine dieser Lage entsprechende 
Regelung vor Zusehen. 

Der Finanzausschuß hat mit den vorgenommenen 
Änderungen dem Vorschlag der Bundesregierung 
entsprochen. 

Zu § 77 Abs. 1 

86. Aus sprachlichen Gründen und zur Klarstellung 
wird die Einleitung der Nr. 3 ergänzt. 

Zu § 78 Abs. 3 

87. Die Ersetzung des Wortes „Verzollung" durch 
das Wort „Zollbehandlung" ermöglicht, daß die mit 
dem Zollbeteiligten zu treffenden Vereinbarungen 
sich nicht nur auf die Verzollung, sondern auf alle 
Arten der Zollbehandlung erstrecken können. 

Zu § 86 

88. Da inzwischen das Zolltarifgesetz von 1958 
durch das Zolltarifgesetz vom 23. Dezember 1960 
(Bundesgesetzbl. II S. 2425) ersetzt worden ist, 
wurde die Neufassung erforderlich. 

Zu § 89 

89. Die Ergänzung in Absatz 1 gestattet, daß die 
genannten Bestimmungen und die im Gesetz ent- 
haltenen Ermächtigungen am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft treten können. Damit wird er- 
reicht, daß z, B. die Erleichterungen für den Reise- 
verkehr nicht erst zum 1. Januar 1962, sondern be- 
reits am Tage nach der Verkündung des Gesetzes 
Platz greifen. 

90. Die Einfügung unter Buchstabe f in Nr. 3 des 
Absatzes 3 dient der Vervollständigung. 

91. Das Vorstehende trifft auch auf die Einfügung 
unter Buchstabe g der Nr. 4 in Absatz 3 zu. 


Bonn, den 24. April 1961 


Krammig 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2201 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 21. April 1961 

Der Finanzausschuß 
Neuburger Krammig 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Zollgesetzes 

— Drucksache 2201 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 

§ 1 

Allgemeines 

(1) Der Warenverkehr über die Grenze wird zoll- 
amtlich überwacht. Die Überwachung hat vor allem 
zu sichern, daß der Zoll und die anderen Eingangs- 
abgaben erhoben und die Verbote und Beschränkun- 
gen für den Warenverkehr über die Grenze beach- 
tet werden. Sie ist Steueraufsicht im Sinne der 
Reichsabgabenordnung. 

(2) Waren im Sinne dieses Gesetzes sind alle 
beweglichen Sachen. Einfuhr ist das Verbringen von 
Waren in das Zollgebiet, Ausfuhr das Verbringen 
aus dem Zollgebiet. 


(3) Eingangsabgaben im Sinne dieses Gesetzes 
sind der Zoll, die Umsatzausgleichsteuer und die 
anderen für eingeführte Waren zu erhebenden Ver- 
brauchsteuern. 

(4) Verbote und Beschränkungen für den Waren- 
verkehr über die Grenze sind im Sinne dieses Ge- 
setzes alle Vorschriften, die das Verbringen von 
Waren über die Zollgrenze oder die Hoheitsgrenze 
verbieten oder beschränken. 

§ 5 

Zollgut, Freigut 

(1) Werden Waren eingeführt, so werden sie da- 
mit Zollgut. Um eine entbehrliche zollamtliche Über- 
wachung zu ersparen, kann der Bundesminister der 
Finanzen durch Rechtsverordnung bestimmen, daß 
Waren, die nach § 24 zollfrei sind, unter bestimmten 
Voraussetzungen nicht Zollgut werden. 

(2) Zollgut befindet sich im gebundenen Verkehr 
(Zollverkehr). Es bleibt Zollgut, bis es Freigut wird, 
untergeht, vernichtet oder ausgeführt wird. Wird 
Zollgut in einem besonderen Zollverkehr zu neuen 
Sachen verarbeitet oder im Sinne der §§ 947 und 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§ 1 

Allgemeines 

(1) unverändert 


(2) Waren im Sinne dieses Gesetzes sind alle 
beweglichen Sachen. Einfuhr ist das Verbringen von 
Waren in das Zollgebiet, Ausfuhr das Verbringen 
aus dem Zollgebiet. Waren, die ohne menschlichen 
Willen in das Zollgebiet gelangt sind, werden erst 
dadurch in das Zollgebiet gebracht, daß sie mit 
menschlichem Willen darin bleiben. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 


§ 5 

Zollgut, Freigut 

(1) Werden Waren eingeführt, so werden sie da- 
mit Zollgut. Um eine entbehrliche zollamtliche Über- 
wachung ZU ersparen, kann der Bundesminister der 
Finanzen durch Rechtsverordnung bestimmen, daß 
Waren, die zollfrei sind, unter bestimmten Voraus- 
setzungen nicht Zollgut werden. 

(2) unverändert 
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948 des Bürgerlichen Gesetzbuchs mit anderen Sa- 
chen verbunden, vermischt oder vermengt, so sind 
auch die dadurch entstandenen Sachen Zollgut. 

(3) Zollgut wird Freigut 

1. durch zollamtliche Freigabe, 

2. bei Befreiung von der Gestellung (§ 6 
Abs. 5) durch Anschreibung nach § 38 
Abs. 1 und 2, 

3. durch Übergang aus einem besonderen 
Zollverkehr in den freien Verkehr, soweit 
der Übergang vorgesehen ist. 

(4) Freigut sind alle Waren, die nicht Zollgut 
sind. Es befindet sich im freien Verkehr. 

(5) Freigut wird Zollgut 

1. durch Abfertigung zu einem besonderen 
Zollverkehr, 

2. durch Gestellung bei der Freigutverede- 
lung (§ 47 Abs. 2 und § 49 Abs. 4). 

§ 6 

Gestellung 

(1) Eingeführtes Zollgut ist unverzüglich und un- 
verändert der zuständigen Zollstelle oder den von 
ihr beauftragten Zollbediensteten zu gestehen. Zur 
Gestellung ist verpflichtet, wer das Zollgut in das 
Zollgebiet gebracht hat. 

(2) Wird Zollgut auf einer Zollstraße eingeführt, 
an der sich ein Zollansageposten befindet, so hat der 
Gestellungspflichtige bei ihm zu halten und seine 
Weisungen einzuholen. Der Zollansageposten be- 
stimmt, welcher Zollstelle das Zollgut zu gestehen 
ist, und sichert die Gestellung. 

(3) Auszuführende Waren sind nur zu gestehen, 
wenn es die Zollvorschriften, andere Steuervor- 
schriften oder die in § 1 Abs. 4 bezeichneten Vor- 
schriften vorsehen. Nach der zollamtlichen Behand- 
lung sind sie unverzüglich und unverändert auszu- 
führen. 

(4) Sind Waren nach Absatz 1 oder 3 oder aus 
anderem Grunde zu gestehen, so sind sie an den 
Amtsplatz der Zohstelle oder an den von ihr be- 
stimmten Ort zu bringen und ihr dort zur Verfügung 
zu stehen. Der Bundesminister der Finanzen be- 
stimmt zur Sicherung der Zollbelange durch Rechts- 
verordnung, in welchen Fähen bei der Gestellung 
ein Verzeichnis der Waren (Gestehungsverzeichnis) 
abzugeben ist. Auf Verlangen sind der Zohstelle die 
Beförderungsurkunden vorzulegen. 

(5) Wenn in einzelnen Fähen die zollamtliche 
Überwachung anders als durch Gestellung gesichert 
erscheint und Verbote und Beschränkungen für den 
Warenverkehr über die Grenze nicht entgegen- 
stehen, kann Zollgut unter bestimmten Vorausset- 
zungen und Bedingungen von der Gestellung befreit 
werden. Die Befreiung wird auf Antrag desjenigen 
gewährt, der als Zollbeteiligter (§ fOj die Zohanmel- 
dung übernimmt. Wer das von der Gestellung be- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) unverändert 


§ 6 

Gestellung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Wenn in einzelnen Fähen die zollamtliche 
Überwachung anders als durch Gestellung gesichert 
erscheint und Verbote und Beschränkungen für den 
Warenverkehr über die Grenze nicht entgegen- 
stehen, kann Zollgut unter bestimmten Vorausset- 
zungen und Bedingungen von der Gestellung befreit 
werden. Die Befreiung wird auf Antrag desjenigen 
gewährt, der als Zohbeteiligter die Zollanmeldung 
übernimmt. Wer das von der Gestellung befreite 
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freite Zollgut in das Zollgebiet gebracht hat, hat es 
unverzüglich und unverändert dem Zollbeteiligten 
zu übergeben oder, wenn dies unmöglich oder unzu- 
mutbar ist, der zuständigen Zollstelle zu gestehen. 
Hat der Zollbeteiligte Zollgut selbst in das Zoll- 
gebiet gebracht, so hat er es unverzüglich und un- 
verändert in seinen Betrieb aufzunehmen oder, 
wenn dies unmöglich oder unzumutbar ist, der zu- 
ständigen Zollstelle zu gestehen. 

(6) Beförderungsmittel, Behälter und Lademittel 
können von der Gestellung befreit werden, wenn 
ihrem Verwender nach § 54 bewilligt ist, dieses 
Zollgut im Zollgebiet unter zollamtlicher Über- 
wachung vorübergehend zu verwenden und 
wieder auszuführen, und wenn die zollamtliche 
Überwachung auch ohne Gestellung gesichert er- 
scheint. 

(7) Soweit die Deutsche Bundespost zur Gestel- 
lung verpflichtet ist, wird das Brief- und Postgeheim- 
nis (Artikel 10 des Grundgesetzes) nach Maßgabe 
der Bestimmungen dieses Gesetzes über die Gestel- 
lung und Zollbehandlung von Waren eingeschränkt. 


§ 11 

Zollantrag 

(1) Zum Zohantrag (§10 Abs. 1 und 2) gehören 
auch alle anderen Anträge, die sich auf die bean- 
tragte Zohbehandlung beziehen. 

(2) Der Zollantrag ist innerhalb einer Woche nach 
der Gestellung des Zollguts zu stellen. Die Zollstelle 
kann die Frist in einzelnen Fällen auf begründeten 
Antrag verlängern. Vorzeitig gestellte Zollanträge 
werden erst mit der Gestellung des Zollguts wirk- 
sam. 

(3) Der Zollbeteiligte darf Zollanträge, die zur 
Zollerhebung führen, zurücknehmen oder ändern, 
bevor die Zollschuld entstanden ist. Andere Zoll- 
anträge darf er zurücknehmen oder ändern, bevor 
die beantragte Zollbehandlung beendet ist. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Zollgut in das Zollgebiet gebracht hat, hat es un- 
verzüglich und unverändert dem Zollbeteiligteri zu 
übergeben oder, wenn dies unmöglich oder unzu- 
mutbar ist, der zuständigen Zollstelle zu gestehen. 
Hat der Zollbeteiligte Zollgut selbst in das Zoll- 
gebiet gebracht, so hat er es unverzüglich und un- 
verändert in seinen Betrieb aufzunehmen oder, 
wenn dies unmöglich oder unzumutbar ist, der zu- 
ständigen Zollstelle zu gestehen. 

(6) unverändert 


(7) unverändert 


(8) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Erleichterung des Verkehrs durch Rechts Verordnung 

1. Zollgut, das durch das Zollgebiet nur 
durchgeführt wird, von der Gestellung be- 
freien, wenn die zollamtliche Überwa- 
chung auf andere Weise gesichert er- 
scheint und Verbote und Beschränkungen 
für den Warenverkehr über die Grenze 
nicht entgegenstehen, 

2. Ausnahmen von den Pflichten nach Ab- 
satz 2 Satz 1 zulassen und dabei bestim- 
men, daß in einzelnen Fällen Ausnahmen 
auch im Verwaltungsweg zugelassen wer- 
den können, 

§ 11 

Zollantrag 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Zollbeteiligte darf Zollanträge, die zur 
Zollerhebung führen, zurücknehmen oder ändern, 
bevor der Zoll gezahlt, aufgeschoben oder gestundet 
ist; der Zollantrag kann nicht mehr zurückgenom- 
men oder geändert werden, nachdem das Zollgut 
freigegeben oder der Zollschuldner wegen der Zoll- 
schuld nach § 341 der Reichsabgabenordnung ge- 
mahnt worden ist. Andere Zollanträge darf er zu- 
rücknehmen oder ändern, bevor die beantragte Zoll- 
behandlung beendet ist. 
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§ 13 

Zollantrag und Zollanmeldung im Reiseverkehr 

Im Reiseverkehr braucht Zollgut, das weder zum 
Handel noch zur gewerblichen Verwendung be- 
stimmt ist, nur auf Verlangen angemeldet zu wer- 
den. Wird keine Anmeldung verlangt, so bedarf es 
auch keines Zollantrags. 


§ 21 

Zolltarif, Antidumpingzoll, Ausgleichszoll, 
Obertarif 

(1) Der Zoll wird im Rahmen zwischenstaatlicher 
Verpflichtungen (§ 76 Abs. 2) nach dem Zolltarif 
erhaben. 

(2) Die Bunideisregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung anordnen, daß 

1. für Waren, die Gegenstand eines Dum- 
pings sind, zusätzlich Antidumpingzoll- 
sätze angewendet werden, die eine ZoU- 
helastung in Höhe der Dumpingspanne 
ergeben, 

2. für Waren, zu deren Erzeugung, Herstel- 
lung oder Ausfuhr unmittelbar oder mit- 
telbar Prämien oder Siubventionen ge- 
währt werden, zusätzlich Ausgleichszoll- 
sätze angewendet werden, die eine Zoll- 
belastung in Höhe der festgestellten oder 
geschätzten Prämien oder Subventionen 
ergeben, 

3. für Waren mit Ursprung (§ 28) aus Län- 
dern, mit denen kein Handelsvertragsver- 
hältnis besteht, die deutsche Waren un- 
günstiger als Waren anderer Länder oder 
die deutsche Schiffe ungünstiger als Schiffe 
eigener oder fremder Flagge behandeln, 
an Stelle des Zolltarifs der Obertarif 
(Absatz 3) ganz oder teilweise angewen- 
det wird. 


Beschlüsse di es 14. Ausschusses 
§ 1(3 

Zollantrag und Zollanmeldung im Reiseverkehr 

Im Reiseverkehr braucht Zollgut, das weder zum 
Handel noch zur gewerblichen Verwendung be- 
stimmt ist, nur auf Verlangen angemeldet zu wer- 
den. Wird keine Anmeldung verlangt, so bedarf es 
auch keines ZoUantrags. Wird hiernach kein Zoll- 
antrag gestellt, so ist Zollbeteiligter der Gestel- 
lungspflichtige. 

§ 21 

Zolltarif, Antidumpingzoll, Ausgleichs zoll, 
Obertarif, Angleichungszoll 

(1) unverändert 

(2) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung anordneii, daß 

1. unve'r ändert 


2. unverändert 


3. für Waren mit Ursprung (§ 28) aus Län- 
dern, mit denen kein Handelsvertragsver- 
hältnis besteht, die deutsche Waren un- 
güustiger als Waren anderer Länder oder 
die deutsche Schiffe oder Luftfahrzeuge 
ungünstiger als Schiffe oder Luftfahrzeuge 
eigener oder fremder Flagge behandeln, 
an Stelle des , Zolltarifs der Obertarif 
(Absatz 3) ganz, oder teilweise angewen- 
det wird, 

4. für Waren zusätzlich Angleichungszoll- 
sätze angewendet werden 

a) bis zu der von der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
nach Artikel 46 Abs. 2 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft jeweils festgesetz- 
ten Höhe, wenn in einem Mitgliedstaat 
für solche Waren eine innerstaatliche 
Marktordnung oder Regelung gleicher 
Wirkung besteht: und dadurch eine 
gleichartige Erzeugung im Zollgebiet 
in ihrer Wettbewerbslage beeinträch- 
tigt wird; 

b) bis zu der von der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
nach Artikel 115 Abs. 1 des vorge- 
nannten Vertrags jeweils festgesetzten 
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Höhe, wenn die Durchführung der von 
den Mitgliedstaaten im Einklang mit 
diesem Vertrag getroffenen handels- 
politischen Maßnahmen durch Ver- 
kehrsverlagerungen verhindert wird 
oder Wenn Unterschiede zwischen die- 
sen Maßnahmen zu wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten im Zollgebiet führen; 

c) bis zur Höhe eines spezifischen Zoll- 
satzes, der dem Untersdiied der Zoll- 
belastung nach dem Binnenzollsatz und 
nach dem Außenzollsatz in dem sechs 
Monate vor der Festsetzung des spe- 
zifischen Zollsatzes abgelaufenen vol- 
len Jahr entspridit, im Dringlichkeits- 
fall nadi Artikel 115 Abs. 2 des vor- 
genannten Vertrags und solange eine 
Entscheidung der Kommission über 
eine Änderung oder Aufhebung nicht 
vorliegt, wenn die Durchführung der 
von den Mitgliedstaaten im Einklang 
mit diesem Vertrag getroffenen han- 
delspolitischen Maßnahmen durch Ver- 
kehrsverlagerungen verhindert wird 
oder wenn Unterschiede zwischen die- 
sen Maßnahmen zu wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten im Zollgebiet führen; 

d) bis zu der von der Kommission der 
Europäisdien Wirtschaftsgemeinschaft 
nach Artikel 226 Abs. 2 des vorge- 
nannten Vertrags jeweils festgesetzten 
Höhe, wenn Schwierigkeiten auftreten, 
die einen Wirtschaftszweig erheblich 
und voraussichtlich anhaltend treffen 
oder welche die wirtschaftliche Lage 
eines bestimmten Gebietes beträchtlich 
verschlechtern können. 

(3) Qbertarif ist der Zolltarif mdt folgenden Än- (3) unverändert 
demngen: 

1. Die Zollsätze werden verdreifacht; Wert- 
zollsätze werden imindestens auf 10 vom 
Hundert erhöht, 

2. an idie Stelle der Zollfreiheit tritt ein 
WertzolLsatz von 10 vom Hundert. 

(4) Die Bundesregierung kann durch Redits Ver- 
ordnung anordnen, daß in den Fällen, in denen ein 
Angieichungs zoll Satz nach Absatz 2 Nr. 4 angewendet 
wird, der tarifmäßige Wertzoll nach dem Zollwert 
zuzüglich des Angleichungszolles erhoben wird, 
wenn die Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft entsprechend entschieden hat. 

(5) Für Rechtsverordnungen nach Absatz 2 Nr. 4 
und Absatz 4 gilt § 76 Abs. 7 entsprechend. 


§ 23 § 23 

Verbindliche Zolltarif auskunft Verbindliche Zolltarifauskunft 

(1) Die Oberfinanzdirektion erteilt auf Antrag (1) unverändert 
eine verbinidliche Zolltarif auskunft über die Tarif- 
stelle des Zolltarifs, zu der eine Ware gehört. Ist 
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für die Ware ein günstiigerer Vertragstanif festgie- 
setzt, so wird die Auskunft auch über die Tarif- 
stelle des Vertragstarifs erteilt. 

(2) Der Antragsteller kann verlangen, daß die 
durch die Auskunft gebunideinen Zollstellen ihm 
gegenüber diie tariOich gleiche Ware entsprechend 
dieser Auskunft tarifieren. Wird die Auskunft ge- 
ändert oder aufgehoben, so kann er dies noch drei 
Monate danach verlangen. Beruht -die Auskunft auf 
unrichtigen Angaben des Antragstellers, so stehen 
ihm keine Rechte aus der Auskunft zu, 

(3) Die Auskunft tritt außer Kraft, wenn die in 
ihr angewendeten Rechtsvorschriften geändert wer- 
den. Die Rechte des Antragstellers erlöschen da- 
mit. 

(4) Der Bundesminister der Finanzien regelt durch 
Rechtsverordnung idas Verfahren. Er bestimmt da- 
bei, welche Oberfinanzdirektion für die Auskunft 
örtlich und sachlich zuständig ist und welche Zoll- 
stellen durch -die Auskunft gebunden sind. 

§ 27 

Für Waren, die unter zollamtlicher Überwachung 
zum Bau, zum Ausbessern oder zum Ausrüsten von 
Schiffen oder Luftfahrzeugen außerhalb eines akti- 
ven Veredelungsverkehrs verwendet werden, gilt 
der Zollsaiz oder die Zollfreiheit, wie sie anzuwen- 
den wären, wenn das Schiff oder das Luftfahrzeug 
unter den gleichen Umständen zum freien Verkehr 
abgefertigt würde. 

§ 31 

Rechnungspreis als Zollwert 

(1) Der Rechnungspreis, der bei einem Verkauf 
erzielt worden ist, gilt als Zollwert, wenn 

1. der Kaufvertrag in einem handelsüblichen 
Zeitraum abgewickelt ist, 

2. dieser Preis dem nach den Vorschriften 
des § 29 Abs. 1 und 3 erzielbaren Preis 
(üblicher Wettbewerbspreis) im Zeitpunkt 
des Kaufabschlusses entspricht oder, so- 
weit erforderlich, berichtigt ist und 

3. dieser Preis, falls § 29 Abs. 2 nicht erfüllt 
ist, entsprechend berichtigt ist. 

Die nach Nummer 2 erforderlichen Berichtigungen 
betreffen besonders alle außergewöhnlichen Preis- 
nachlässe, Preisermäßigungen, die nur Alleinver- 
tretern gewährt werden, und jede andere Ermäßi- 
gung des üblichen Wettbewerbspreises. 

(2) Preisermäßigungen, die nur Alleinvertretern 
gewährt werden, sind Preisunterschiede zwischen 
dem Rechnungspreis und dem üblichen Wettbe- 
werbspreis, zu dem jeder Käufer die Ware kaufen 
könnte, der neben der Zahlung des Rechnungspreises 
keine weiteren Leistungen im Interesse des Ver- 
käufers in bezug auf die eingeführte Ware erbringt; 
solche weiteren Leistungen sind besonders Werbung 
und Garantiedienst. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


(2) Der Antragsteller kann verlangen, daß die 
durch die Auskunft gebundenen Zollstellen ihm 
gegenüber die tariflich gleiche Ware entsprechend 
dieser Auskunft tarifieren. Wird die Auskunft ge- 
ändert oder aufgehoben, so kann er dies noch drei 
Monate danach verlangen; dies gilt nicht, wenn die 
Auskunft auf unrichtigen Angaben des Antragstel- 
lers beruht. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 27 

Für Waren, die unter zollamtlicher Überwachung 
zum Bau, zum Umbau, zum Ausbessern oder zum 
ersten Ausrüsten von Schiffen oder Luftfahrzeugen 
außerhalb eines aktiven Veredelungsverkehrs ver- 
wendet werden, gilt der Zollsatz oder die Zollfrei- 
heit, wie sie anzuwenden wären, wenn das Schiff 
oder das Luftfahrzeug unter den gleichen Umstän- 
den zum freien Verkehr abgefertigt würde. 

§ 31 

Rechnungspreis als Zollwert 

(1) unverändert 


(2) Preisermäßigungen, die nur Alleinvertretern 
gewährt werden, sind Preisunterschiede zwischen 
dem Rechnungspreis und dem üblichen Wettbe- 
werbspreis, zu dem jeder Käufer die Ware kaufen 
könnte, der neben der Zahlung des Rechnungspreises 
keine weiteren Leistungen (besonders Werbung und 
Garantiedienst) im Interesse des Verkäufers in be- 
zug auf die eingeführte Ware erbringt. 
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(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Zollbeteiligte 
die Bewertung nach dem Normalpreis beantragt. 
Der Zollbeteiligte hat dem Antrag auf Verlangen der 
Zollstelle Preisunterlagen beizufügen. 


§ 35 

Zollfreistellungr Verzollung 

(1) Bei der Abfertigung zum freien Verkehr wird 
geprüft, ob das Zollgut nach dem Zolltarif, nach dem 
Vertragstarif oder aus anderen Gründen zollfrei ist. 

(2) Ist kein Zoll zu erheben, so gibt die Zollstelle 
dies dem Zollbeteiligten bekannt (Zollfreistellung) 
und gibt das Zollgut frei. 

(3) Ist Zoll zu erheben (Verzollung), so wird der 
berechnete Zoll von dem Zollbeteiligten als Zoll- 
schuldner schriftlich oder mündlich angefordert (Zoll- 
bescheid). Mit der Bekanntgabe des Zollbescheides 
entsteht die Zollschuld in der Höhe, die sich aus den 
Zollvorschriften ergibt. 


(4) Einem anwesenden Zollbeteiligten wird der 
berechnete Zoll vor der Anforderung mündlich mit- 
geteilt, wenn er es verlangt oder wenn es der Zoll- 
stelle angebracht erscheint. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
(3) unverändert 


§ 33 a 

Zollgewichtr Taratarif 

(1) Für Waren, die einem Gewichtszoll unter- 
liegen, ist das Zollgewicht je nach den zoll tariflichen 
Vorschriften das Rohgewicht oder das Eigengewicht 

(2) Rohgewicht ist das Gewicht der Waren mit 
ihren sämtlichen Umschließungen. Eigengewicht ist 
das Gewicht der Waren ohne alle Umschließungen. 
Tara ist das Gewicht der Umschließungen. 

(3) Zur Vereinfachung der Zollabfertigung und 
zur Gewährleistung einer gleichmäßigen Zollerhe- 
bung können durch einen Taratarif 

1. für handelsübliche Umschließungen be- 
stimmter Waren zur Errechnung des Eigen- 
gewichts Vomhundertsätze ihres Rohge- 
wichts (Tarasätze) festgesetzt werden; 

2. für Waren, die einem Rohgewichtszoll 
unterliegen und die nicht oder in nicht- 
handelsüblichen Umschließungen verpackt 
sind, Zuschläge in Hundertteilen des 
Eigengewichts (Tarazuschlagsätze) festge- 
setzt werden. Die Zuschläge bilden zu- 
sammen mit dem Eigengewicht das Zoll- 
gewicht dieser Waren. 

Der Bundesminister der Finanzen bestimmt den 
Taratarif nach dem Durchschnittsgewicht der handels- 
üblichen Umschließungen durch Rechtsverordnung. 

§ 35 

Zollfreistellung, Verzollung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Ist Zoll zu erheben (Verzollung), so wird der 
berechnete Zoll von dem Zollbeteiligten als Zoll- 
schuldner schriftlich oder mündlich angefordert (Zoll- 
bescheid). Mit der Bekanntgabe des Zollbescheides 
entsteht die Zollschuld in der Höhe, die sich aus den 
Zollvorschriften ergibt. Sie entfällt, wenn der Zoll- 
antrag nach § 11 Abs. 3 zurückgenommen oder ge- 
ändert wird. 

Absatz 4 entfällt. 
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§ 36 

Fälligkeit, Zahlungsaufschub 

(1) Die Zollschuld ist mit der Bekanntgabe des 
Zollbescheides fällig. Ist die Zahlung nicht bei der 
Kasse der Zollstelle zu leisten, die den Zollbescheid 
erteilt hat, so ist die Zollschuld erst am dritten 
Werktag nach der Bekanntgabe des Zollbescheides 
fällig. 

(2) Die Zahlung des Zolles wird auf Antrag des 
Zollschuldners beii Sicherheitsleistuing bis zum 25. 
des zweiten auf die Entstehung der Zollschuld fol- 
genden Monats aufgeschoben. Die Oberfinanzdirek- 
tion kann in einzelnen Fällen auf die Sicherheits- 
leistung verzichten, wenn ihr Einnahmeausfälle oder 
Zahlungsverzögerungen ausgeschlossen erscheinen. 

(3) Der Zahlungsaufschub nach Absatz 2 ist aus- 
geschlossen, wenn die Eingangsabgaben weniger als 
200 Deutsche Mark betragen. Dies gilt nicht, wenn 
dem Zollschuldner laufender Zahlungsaufschub be- 
willigt ist. 

§ 37 

Freigabe bei Verzollung 

(1) Sobald der Zoll gezahlt, aufgeschoben oder 
gestundet ist, gibt die Zollstelle das Zollgut frei. 
Sie kann das Zollgut schon vorher freigeben, wenn 
ihr der Zollbeteiligte sicher erscheint und entweder 
die Zollbeschau beendet oder davon abgesehen 
worden ist. 

(2) Wird Zollgut vor der Bekanntgabe des Zoll- 
bescheides freigegeben, so entsteht die Zollschuld 
schon mit der Freigabe. § 35 Abs. 4 ist dann nicht 
anzuwenden. 

(3) Soweit Zollgut vor der Freigabe untergegan- 
gen oder bei der Zollstelle abhanden gekommen ist, 
ist die mit Bekanntgabe des Zollbescheides entstan- 
dene Zollschuld zu erlassen, ein zu ihrer Tilgung 
gezahlter Zoll zu erstatten. 

§ 45 

(1) In Zollaufschublagern können Waren, die zum 
freien Verkehr abgefertigt oder nach § 38 Abs. 1 
Satz 1 angeschrieben worden sind, im Anschluß dar- 
an mit der Wirkung gelagert werden, daß die Zoll- 
zahlung für die Dauer der Lagerung aufgeschoben 
ist. In einzelnen Fällen kann zugelassen werden, 
daß in dem Lager auch anderes Freigut gelagert 
wird, wenn die zollamtliche Überwachung dadurch 
nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Zollaufschublager können bewilligt werden, 
wenn nach den Betriebsverhältnissen des Antrag- 
stellers ein Bedürfnis für die Lagerung besteht. 

(3) Zollaufschublager stehen nicht unter Zollver- 
schluß. Für die Auslagerung können solche Mindest- 
mengen festgesetzt werden, daß die Buchführung 
übersichtlich bleibt. Der Lagerinhaber hat die An- 
ordnungen zu befolgen, die zur zojlamtlichen Über- 
wachung getroffen werden. Soweit es die Zollver- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 36 

Fälligkeit, Zahlungsaufschub 

(1) unverändert 


(2) Die Zahlung des Zolles wird auf Antrag des 
Zollschuldners bei Sicherheitsleistung bis zum 15. 
des dritten auf die Entstehung der Zollschuld fol- 
genden Monats aufgeschoben. Die Oberfinanzdirek- 
tion kann in einzelnen Fällen auf die Sicherheits- 
leistung verzichten, wenn ihr Einnahmeausfälle oder 
Zahlungsverzögerungen ausgeschlossen erscheinen. 

(3) unverändert 


§ 37 

Freigabe bei Verzollung 

(1) unverändert 


(2) Wird Zollgut vor der Bekanntgabe des Zoll- 
bescheides freigegeben, so entsteht die Zollschuld 
schon mit der Freigabe. 

(3) unverändert 


§ 45 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) unverändert 
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waltung für erforderlich hält, kann Sicherheit bis 
zur Höhe des aufgeschobenen Zolles verlangt wer- 
den. 

(4) In Zollaufschublagern dürfen die Waren der 
üblichen Lagerbehandlung unterzogen, aber weder 
darüber hinaus bearbeitet noch verarbeitet werden. 
Diese Lagerbehandlung ist auch zulässig, wenn sich 
dadurch andere Bemessungsgrundlagen für eine 
spätere Zollbehandlung ergeben. Bei wirtschaft- 
lichem Bedürfnis kann in einzelnen Fällen eine wei- 
tergehende Behandlung zugelassen werden. Für die 
Fälle der Sätze 2 und 3 können Zollverschluß oder 
andere besondere Sic±ierungsmaßnahmen angeord- 
net werden. 

(5) Es kann zugelassen werden, daß Waren vor- 
übergehend aus Zollaufschublagern entfernt wer- 
den, soweit dafür ein wirtschaftliches Bedürfnis be- 
steht. Werden die Waren innerhalb einer dafür ge- 
setzten Frist in das Zollaufschublager zurückge- 
bracht, so gilt die Lagerung nicht als unterbrochen. 
Außerhalb des Zollaufschublagers dürfen die Wa- 
ren in der gleichen Weise behandelt werden wie im 
Zollaufschublager. 

(6) Aus einem Zollaufschublager dürfen Waren 
in ein anderes Zollaufsdiublager gebracht werden. 
Der Inhaber des anderen Lagers hat zuvor schrift- 
lich sein Einverständnis zu erklären, wenn er nicht 
Inhaber beider Lager ist. Die Zollschuld geht auf ihn 
über, sobald die Erklärung bei der Zollstelle des La- 
gers eingeht, aus dem die Waren abgegeben wer- 
den. Werden die Waren nicht spätestens in dem Ka- 
lendermonat, der auf diesen Zeitpunkt folgt, in das 
andere Lager gebracht, so gelten sie als daraus ent- 
nommen. 

(7) Der Zoll ist jeweils für diejenige Warenmenge 
zu zahlen, die sich am Ende eines Kalendermonats 
nicht mehr im Lager befindet oder die als entnom- 
men gilt. Dabei bleiben die Waren außer Betracht, 
die nach den Absätzen 5 und 6 aus dem Lager ent- 
fernt sind. 

(8) Die Zollschuld ist am dritten Werktag des fol- 
genden Monats fällig. Die Zahlung wird auf Antrag 
des Zollschuldners bei Sicherheitsleistung bis zum 
25. des nächsten darauf folgenden Monats aufge- 
schoben; § 36 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 wird ange- 
wendet. Ist Sicherheit nach Absatz 3 nicht oder nicht 
in voller Höhe geleistet und erscheint die recht- 
zeitige Zahlung gefährdet, so kann die Zollstelle an- 
ordnen, daß der Zoll jeweils vor der Entnahme von 
Waren aus dem Lager gezahlt wird. Sie kann zur 
Sicherung dieser Anordnung geeignete Maßnahmen 
treffen, vor allem Verfügungsverbote erlassen und 
das Lager unter Zollverschluß nehmen. 

(9) . Werden während der Lagerung Zollvorschrif- 
ten geändert, so werden für die aufgeschobene Zoll- 
schuld die neuen Zollvorschriften auf die noch im 
Lager vorhandene Warenmenge angewendet, so- 
weit es der Zollschuldner beantragt. Der neuen 
Zollberechnung werden Beschaffenheit und Zoll- 
wert der Waren im Zeitpunkt der Abfertigung zum 
freien Verkehr zugrunde gelegt. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) unverändert 


(8) Die Zollschuld ist ,am dritten Werktag des fol- 
genden Monats fällig. Die Zahlung wird auf Antrag 
des Zollschuldners bei Sicherheitsleistung bis zum 
15. des zweiten darauf folgenden Monats auf ge- 
schoben; § 36 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 wird ange- 
wendet. Ist Sicherheit nach Absatz 3 nicht oder nicht 
in voller Höhe geleistet und erscheint die recht- 
zeitige Zahlung gefährdet, so kann die Zollstelle an- 
ordnen, daß der Zoll jeweils vor der Entnahme von 
Waren aus dem Lager gezahlt wird. Sie kann zur 
Sicherung dieser Anordnung geeignete Maßnahmen 
treffen, vor allem Verfügungsverbote erlassen und 
das Lager unter Zollverschluß nehmen. 

(9) unverändert 
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(10) Werden Waren ausgelagert, für die Saison- (10) unverändert 


Zölle (§ 34 Abs. 2) gelten, so wird auf Antrag des 
Zollschuldners der bei der Auslagerung geltende 
Zollsatz angewendet oder, wenn in diesem Zeit- 
punkt Zollfreiheit gilt, die Zollschuld erlassen. Ab- 
satz 9 Satz 2 wird angewendet. 

(11) Werden aus dem Zollaufschublager Waren 
zur Zollgutveredelung, zur Zollgutumwandlung 
oder zur Zollgutverwendung abgefertigt oder unter 
zollamtlicher Überwachung ausgeführt, so ist die 
auf sie entfallende Zollschuld zu erlassen. Dies gilt 
nur, soweit der Zollschuldner nachweist, daß die 
ausgelagerte Ware die nämliche wie die eingela- 
gerte Ware ist oder diese enthält. § 42 Abs. 5 Satz 2 
gilt sinngemäß. 

(12) Weist der Zollschuldner nach, daß Waren auf 
dem Wege zum Zollaufschublager, im Zollaufschub- 
lager oder bei vorübergehender Entfernung (Ab- 
satz 5) untergegangen sind, so wird die auf sie ent- 
fallende Zollschuld erlassen, Schwund ist nicht als 
Untergang anzusehen, 

(13) Für Waren, die sich bei Ablauf der Lager- 
frist noch im Lager befinden, ist der Zoll sofort zu 
zahlen. Anträge nach den Absätzen 9 und 10 kön- 
nen nach Ablauf der Lagerfrist nicht mehr gestellt 
werden. 

§ 49 

Freigutveredelung 

(1) Bei der Abfertigung zur Freigutveredelung 
wird das Zollgut zollfrei gestellt und dem Ver- 
edeler freigegeben. 

(2) Wird Ersatzgut nicht fristgerecht gestellt, so 
entsteht eine Zollschuld. Wird Ersatzgut fristgerecht 
gestellt, so entsteht eine Zollschuld nur für Neben- 
erzeugnisse und Abfälle, die bei der Veredelung der 
freigegebenen Waren entstanden wären. 

(3) Die Veredelungsarbeiten sind im Betrieb des 
Veredelers auszuführen. Auf Antrag wird zugelas- 
sen, daß bestimmte Veredelungsarbeiten in anderen 
Betrieben ausgeführt werden, wenn die wesentli- 
chen Veredelungsarbeiten im Betrieb des Verede- 
lers ausgeführt werden und die Zulassung die zoll- 
amtliche Überwachung nicht gefährdet, 

(4) Ergibt sich nach der Abfertigung ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis dafür, so kann zugelassen wer- 
den, daß statt des Ersatzguts Waren unverändert 
gestellt werden, die nach Absatz 1 freigegeben wor- 
den sind. Diese Waren werden mit der Gestellimg 
wieder Zollgut. 

(5) Sind Abredinungsschlüssel nicht festgestellt 
worden, so werden bei der Abrechnung Nebener- 
zeugnisse und Abfälle sowie Fehlmengen als solche 
nur berücksichtigt, soweit sie dem Durchschnitt ent- 
sprechen, der sich bei gleichartigen Arbeiten in dem 
Betrieb ergibt. 


(11) unverändert 


(12) unverändert 


(13) unverändert 


§ 49 

Freigutveredelung 

(1) Bei der Abfertigung zur Freigutveredelung 
wird das Zollgut vom Zoll freigestellt und dem Ver- 
ödeter freigegeben. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 
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§ 51 

(1) Der passive Veredelungsverkehr dient der Ver- 
edelung von Waren, die ohne Erlaß, Erstattung oder 
Vergütung von Zoll aus dem freien Verkehr des 
Zollgebiets in das Zollausland ausgeführt und ver- 
edelt wieder eingeführt werden. Waren, die im 
Rahmen eines Zollkontingents zollfrei eingeführt 
worden waren, sind vom passiven Veredelungsver- 
kehr ausgeschlossen. 

(2) Die unveredelten Waren sind mit dem Antrag 
zu gestellen, sie zur Ausfuhr im passiven Verede- 
lungsverkehr abzufertigen. Für die Abfertigung 
gelten die Vorschriften über die Abfertigung von 
Zollgut zum freien Verkehr sinngemäß. Die Näm- 
lichkeit der Waren wird festgehalten, ihre Ausfuhr 
(§ 6 Abs. 3 Satz 2) wird zollamtlich überwacht. Den 
Waren dürfen im Zollausland bei der Veredelung 
Zutaten zugefügt werden. Für die Einfuhr der ver- 
edelten Waren werden dem Bedürfnis entsprechende 
Fristen gesetzt. 

(3) Eine Zollermäßigung wird nur für Waren ge- 
währt, die nach Absatz 2 behandelt und in der zu- 
gelassenen Weise veredelt sind, die innerhalb der 
gesetzten Frist eingeführt werden und deren Näm- 
lichkeit festgestellt wird. 

(4) Der Zoll für die veredelten Waren wird um 
den Betrag gemindert, der als Zoll für die unver- 
edelten Waren zu erheben wäre, wenn sie unter 
den gleichen Umständen zum freien Verkehr abge- 
fertigt würden. Maßgebend für die Berechnung die- 
ses Betrages sind Menge und Beschaffenheit der 
unveredelten Waren im Zeitpunkt der Abfertigung 
(Absatz 2) sowie ihr Preis und die Zollvorschriften 
im Zeitpunkt des Antrags auf Abfertigung der ver- 
edelten Waren zum freien Verkehr; als Preis der 
unveredelten Waren gilt der Preis, der am Ort der 
Einfuhr der veredelten Waren bei einem Verkauf 
im Sinne des § 29 an die erste Handelsstufe er- 
zielt werden könnte. Waren die unveredelten Wa- 
ren im Rahmen eines Zollkontingents zu einem er- 
mäßigten Zollsatz eingeführt worden, so wird der 
Zoll für die veredelten Waren nur um den dabei 
entrichteten Betrag gemindert. 

(5) Als Zollwert für die veredelten Waren kann 
der Preis der unveredelten Waren (Absatz 4 Satz 2) 
zuzüglich des Veredelungsentgelts angenommen 
werden. Dies gilt nicht, wenn die Waren nach Vor- 
lagen des Auftraggebers veredelt worden sind und 
die Voraussetzungen für die Anwendung des § 26 
nicht vorliegen. 

(6) Sind den Waren bei der Veredelung Zutaten 
zugefügt worden, so wird für die veredelten Waren 
mindestens ein Zoll nach dem Zollwert der Zutaten 
erhoben. Sind die veredelten Waren nach Gewicht 
oder Raummenge zu verzollen, so wird für sie min- 
destens ein Zoll nach dem Gewicht oder der Raum- 
menge der Zutaten erhoben. 

(7) Werden Waren, die innerhalb der Europä- 
ischen Atomgemeinschaft oder der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl zollfrei sind, außer- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 51 

(1) unverändert 


(2) Die unveredelten Waren sind mit dem Antrag 
zu gestellen, sie zur Ausfuhr im passiven Verede- 
lungsverkehr abzufertigen. Die Nämlichkeit der 
Waren wird festgehalten, ihre Ausfuhr (§ 6 Abs. 3 
Satz 2) wird zollamtlich überwacht. Den Waren dür- 
fen im Zollausland bei der Veredelung Zutaten zu- 
gefügt werden. Für die Einfuhr der veredelten 
Waren werden dem Bedürfnis entsprechende Fristen 
gesetzt. 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Als Zollwert für die veredelten Waren kann 
der Preis der unveredelten Waren (Absatz 4 Satz 2) 
zuzüglich des Veredelungsentgelts angenommen 
werden. Dem Veredelungsentgelt ist der auf die 
Waren entfallende Wert etwa verwendeter Vor- 
lagen des Auftraggebers zuzuschlagen, wenn die 
Voraussetzungen für die Anwendung des § 26 nicht 
vorliegen. 

(6) unverändert 


(7) Werden Waren, die innerhalb der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl oder der Euro- 
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halb dieser Gemeinjschaften veredelt, so wird für 
die veredelten Waren mindestens ein Zoll erhoben, 
wie er bei der Einfuhr nach passiver Veredelung 
innerhalb der Gemeinschaften zu erheben wäre. 


päischen Wirtschaftsgemeinschaft zollfrei sind oder 
herabgesetzten Binnenzöllen unterliegen, innerhalb 

dieser Gemeinschaften veredelt, so wird für die 
veredelten Waren höchstens ein Zoll erhoben, wie 
er bei der Einfuhr nach passiver Veredelung außer- 
halb der Gemeinschaften zu erheben wäre. 


§ 52 

(1) Der Freihafen- Veredelungsverkehr dient der 
Veredelung von Waren, die ohne Erlaß, Erstattung 
oder Vergütung von Zoll aus dem freien Verkehr 
des Zollgebiets in einen Freihafen ausgeführt und 
veredelt wieder eingeführt werden. An Stelle der 
ausgeführten Waren können im Freihafen auch Wa- 
ren veredelt werden, die unveredelt den ausgeführ- 
ten Waren nach Menge und Beschaffenheit entspre- 
chen; die veredelten Waren sind Ersatzgut. 

(2) Ein Freihafen-Veredelungsverkehr kann dem 
Inhaber eines Freihafenbetriebes nach Absatz 1 
Satz 1 oder Satz 2 bewilligt werden, wenn es die 
wirtschaftliche Ausnutzung der für den Außenhan- 
del geschaffenen Anlagen dieses Betriebes erfordert 
und der Freihafen dadurch seinem Zweck nicht ent- 
fremdet wird. 

(3) Die unveredelten Waren sind mit dem An- 
trag zu gestellen, sie zur Ausfuhr im Freihafen-Ver- 
edelungsverkehr abzufertigen. Für die Abfertigung 
gelten die Vorschriften über die Abfertigung von 
Zollgut zum freien Verkehr sinngemäß. Die Näm- 
lichkeit der Waren wird festgehalten, soweit nicht 
die Einfuhr von Ersatzgut zugelassen ist. Die Aus- 
fuhr der Waren (§ 6 Abs. 3 Satz 2) wird zollamt- 
lich überwacht. Für die Einfuhr der veredelten Wa- 
ren werden dem Bedürfnis entsprechende Fristen 
gesetzt. 

(4) Waren, die nach Absatz 3 behandelt und in 
der zugelassenen Weise veredelt sind und die 
innerhalb der gesetzten Frist eingeführt werden, 
sind zollfrei. Sind sie kein Ersatzgut, so muß für 
die Zollfreiheit auch ihre Nämlichkeit festgestellt 
sein. 

§ 54 

(1) Hängt die Zollfreiheit oder die Anwendung 
eines ermäßigten Zollsatzes davon ab, daß Zollgut 
unter zollamtlicher Überwachung verwendet wird, 
so wird es zur Zollgutverwendung abgefertigt. Wird 
ein ermäßigter Zollsatz angewendet, so wird der da- 
nach berechnete Zoll bei dieser Abfertigung erho- 
ben; §§ 34 bis 36 werden angewendeh 

(2) Die Zoll gut Verwendung bedarf der Bewilli- 
gung. Erfordert es die zollamtliche Überwachung, so 
ist die Bewilligung davon abhängig, daß der An- 
tragsteller ordnungsgemäß kaufmännische Bücher 
führt, regelmäßig Abschlüsse macht und nach dem 
Ermessen der Zollverwaltung vertrauenswürdig ist. 

(3) Das abgefertigte Zollgut wird dem Zollbetei- 
ligten im Zollverkehr überlassen. Es darf nur zu 
den bei der Bewilligung bestimmten Zwecken ver- 
wendet werden. Je nach dem Inhalt der Bewilligung 


§ 52 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die unveredelten Waren sind mit dem An- 
trag zu gestellen, sie zur Ausfuhr im Freihafen-Ver- 
edelungsverkehr abzufertigen. Die Nämlichkeit der 
Waren wird festgehalten, soweit nicht die Einfuhr 
von Ersatzgut zugelassen ist. Die Ausfuhr der Wa- 
ren (§ 6 Abs. 3 Satz 2) wird zollamtlich überwacht. 
Für die Einfuhr der veredelten Waren werden dem 
Bedürfnis entsprechende Fristen gesetzt. 


(4) unverändert 


§ 54 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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darf es auch an andere verteilt oder abgegeben 
werden, denen eine Verwendung solchen Zollguts 
bewilligt ist. Für die Verwendung können dem Be- 
dürfnis entsprechende Fristen gesetzt werden. So- 
weit es die Zollverwaltung für erforderlich hält, 
kann Sicherheit bis zur Höhe des Zolles verlangt 
werden, der im Falle des Absatzes 8 zu entrichten 
ist. 

(4) Ist das Zollgut nicht zur vorübergehenden 
Verwendung (§ 24 Abs. 1 Nr. 4) bestimmt, so tritt 
es mit der zweck- und fristgerechten Verwendung 
in den freien Verkehr. Nebenerzeugnisse und Ab- 
fälle treten in den freien Verkehr, sobald sie im 
regelmäßigen Arbeitsgang oder zwangsläufig an- 
f^llen; dies gilt nicht, soweit die Vorschriften, in 
denen die Zollfreiheit oder der ermäßigte Zollsatz 
vorgesehen ist, etwas anderes bestimmen. 

(5) Zollgut, das zur vorübergehenden Verwen- 
dung bestimmt ist, darf in den freien Verkehr ent- 
nommen werden, wenn die Bemessungsgrundlagen 
für den Zoll bei der Abfertigung zur Zollgutver- 
wendung in einem Zollbefund beurkundet oder nach 
§ 38 Abs. 3 angemeldet worden sind. Zollgut, das 
nicht zur vorübergehenden Verwendung bestimmt 
ist, darf von Verteilern unter der gleichen Voraus- 
setzung in den freien Verkehr entnommen werden, 
von anderen Verweiidern dagegen nur, wenn es 
ihnen vorher genehmigt ist. Die Genehmigung wird 
nur erteilt, wenn sich für die Entnahme ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis ergeben hat, nachdem das 
Zollgut in den ihnen bewilligten Zollverkehr ge- 
langt ist, 

(6) Zollgut, das zur vorübergehenden Ver- 
wendung bestimmt ist, darf zu einer neuen Zoll- 
behandlung gestellt werden, anderes Zollgut nur 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 5 Sätze 2 
und 3. Die Gestellung ist ausgeschlossen, wenn das 
Zollgut in den freien Verkehr treten soll und nach 
Absatz 5 dazu entnommen werden kann. Die Ab- 
fertigung zu einem neuen Verkehr ist ausgeschlos- 
sen, wenn sich durch die vorangegangene Verwen- 
dung die Beschaffenheit des Zollguts so geändert 
hat, daß nach der Abfertigung zu dem neuen Ver- 
kehr Zollvorteile entstehen können. 


(7) Zollgut gilt als in den freien Verkehr ent- 
nommen, soweit es zweckwidrig oder nicht frist- 
gerecht verwendet wird. Wird festgestellt, daß Zoll- 
gut fehlt, so gilt es als in diesem Zeitpunkt in den 
freien Verkehr entnommen, wenn nicht derjenige, 
in dessen Zollverkehr es sich befunden hat, nach- 
weist, auf welchen Umständen die Fehlmenge be- 
ruht. 

(8) Mit der Entnahme von Zollgut in den freien 
Verkehr entsteht eine Zollschuld. Zollschuldner ist 
derjenige, in dessen Zollverkehr sich das Zollgut 
befindet. Für die Menge, die Beschaffenheit und 
den Zollwert der Ware und für die Anwendung der 
Zollvorschriften ist der Zeitpunkt des Antrags auf 
Abfertigung zur Zollgutverwendung maßgebend; 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


(4) u n v e r ä n d er t 


(5) unverändert 


(6) Zollgut darf zu einer neuen Zollbehandlung 
gestellt werden. Soweit das Zollgut nicht zur vor- 
übergehenden Verwendung bestimmt war, darf es 
von anderen Verwendern als Verteilern nur gestellt 
werden, wenn dies vorher genehmigt ist; für die 
Genehmigung gilt Absatz 5 Satz 3. Menge, Beschaf- 
fenheit und Zollwert der Ware im Zeitpunkt des 
Antrags auf Abfertigung zur Zollgutverwendung 
sind für jede Zollschuld maßgebend, die für das ge- 
stellte Zollgut bei oder nach der anschließenden 
und jeder weiteren Zollbehandlung entsteht; dies 
gilt nicht, soweit die Zollverwaltung vor der jewei- 
ligen Zollbehandlung anerkennt, daß keine unge- 
rechtfertigten Zollvorteile entstehen könnnen. 

(7) unverändert 


(8) unverändert 
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der Zoll mindert sich um den Betrag, in dessen 
Höhe bereits eine Zollsdiuld nadi Absatz 1 entstan- 
den ist. Wird Zollgut nach Absatz 5 in den freien 
Verkehr entnommen, so werden auf Antrag die 
Zollvorschriften angewendet, die im Zeitpunkt der 
Entnahme gelten. Der berechnete Zoll wird von 
dem Zollschuldner schriftlich oder mündlich ange- 
fordert (Zollbescheid). § 36 wird angewendet. Zah- 
lungsaufschub ist jedoch ausgeschlossen, wenn das 
Zollgut nach Absatz 7 als in den freien Verkehr 
entnommen gilt. 

(9) Beförderungsmittel, Behälter und Lademittel, 
die nach § 6 Abs. 6 von der Gestellung befreit sind, 
gehen mit der Einfuhr in den Zollverkehr des- 
jenigen über, dem die vorübergehende Verwen- 
dung bewilligt ist. Der Zeitpunkt der Einfuhr tritt 
an die Stelle des in Absatz 8 Satz 3 bezeidmeten 
Zeitpunkts. 


KAPITEL IX 

Ahiertigung von Freigut 
zu einem besonderen Zollverkehr 

§ 55 

Soll Freigut zu einem besonderen Zollverkehr ab- 
gefertigt werden, so ist es zu gestellen. Für die 
Abfertigung gelten die Vorschriften über die Abfer- 
tigung von Zollgut sinngemäß. 


§ 56 

(1) Wird erstmals Zollgut der zollamtlichen Über- 
wachung vorenthalten oder entzogen oder unzu- 
lässig verändert, so entsteht damit für dieses Zoll- 
gut eine Zollschuld, wenn es nicht zollfrei ist. Maß- 
gebend für die Menge, die Beschaffenheit und den 
Zollwert der Ware und für die Anwendung der 
Zollvorschriften ist der Zeitpunkt, in dem sie ent- 
steht. §§ 21, 22 und 28 bis 33 werden angewendet. 

(2) Zollschuldner ist, wer erstmals das Zollgut 
der zollamtlichen Überwachung vorenthält oder ent- 
zieht oder unzulässig verändert. Wer das Zollgut 
nach Entstehung, aber vor Erlöschen der Zollschuld 
(Absatz 1) übernimmt oder an sich bringt und weiß 
oder wissen müßte, daß es sich um Zollgut handelt, 
wird damit weiterer Zollschuldner für diese Zoll- 
schuld. 

(3) Die Zollsdiuld ist sofort fällig. 

(4) Für die Prüfung, ob und in welcher Höhe eine 
Zollschuld nach Absatz 1 entstanden ist, kann das 
Zollgut sichergestellt werden. Im übrigen gilt § 16 
Abs. 3 sinngemäß für den Besitzer des Zollguts. Ist 
eine Zollschuld entstanden, so wird der berechnete 
Zoll schriftlich oder mündlich angefordert (Zollbe- 
scheid). Zahlungsaufschub ist nicht zulässig. Die Zoll- 
stelle gibt das Zollgut frei, sobald die Zollfreiheit 
festgestellt oder die Zollschuld erloschen ist. 
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(9) unverändert 


Kapitel IX 

Zollamtliche Behandlung von Freigut 

§ 55 

(1) Für die zollamtliche Behandlung von gestell- 
tem Freigut gelten die Vorschriften über die Zoll- 
behandlung von Zollgut sinngemäß. 

(2) Freigut, das zu einem besonderen Zollverkehr 
abgefertigt werden soll, ist zu gestellen. 

§ 56 

(1) unverändert 


(2) unverändert* 


(3) unverändert 

(4) unverändert 
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(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, wenn Zoll- 
gut mit der Wirkung in einem besonderen Zollver- 
kehr der zollamtlichen Überwachung entzogen oder 
unzulässig verändert wird, daß in diesem Zollver- 
kehr eine Zollschuld entsteht. 

(6) Wird Zollgut der zollamtlichen Überwachung 
erstmals von einer nach § 188 Abs. 1 der Reichs- 
abgabenordnung zum Beistand verpflichteten Ver- 
kehrsverwaltung des Bundes dadurch vorenthalten, 
daß ihre Bediensteten im Rahmen ihrer Aufgaben 
Zollvorschriften irrtümlich nicht beachten, so wird 
sie aus der Zollschuld (Absatz 1) nur in Anspruch 
genommen, wenn das Zollgut für sie selbst be- 
stimmt war. 

(7) Wird Zollgut im Reiseverkehr im Zusam- 
menhang mit der Zollbehandlung der zollamtlichen 
Überwachung vorenthalten oder entzogen, so kann 
ein ZollzQschlag bis zur Höhe der Eingangsabgaben, 
jedoch mindestens 3 und höchstens 50 Deutsche 
Mark, erhoben werden. 

VIERTER TEIL 

Sondervorsdiriften für einzelne Teile 
des Hoheitsgebiets 

§ 59 

Warenhandel und -beförderung 

(1) Waren dürfen in Freihäfen ohne zollrechtliche 
Beschränkung gehandelt und befördert werden, so- 
weit in den Absätzen 2 und 3 nichts anderes be- 
stimmt ist. 

(2) In Freihäfen darf der Handel mit Schiffs- und 
Reisebedarf nur mit schriftlicher Erlaubnis des 
Hauptzollamts betrieben werden. Bei der Entschei- 
dung über die Erlaubnis ist die Sicherheit der Zoll- 
belange zu berücksichtigen; die Erlaubnis kann 
unter Auflagen erteilt werden. Der Bundesminister 
der Finanzen kann durch Rechtsverordnung zur Si- 
cherung der Zollbelange die Abgabe und den Bezug 
von Schiffs- und Reisebedarf auf Waren beschrän- 
ken, die ohne Erlaß, Erstattung oder Vergütung von 
Zoll aus dem freien Verkehr des Zollgebiets in 
Freihäfen ausgeführt worden sind. 


(3) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Sicherung der Zollbelange durch Rechtsverordnung 
in Freihäfen 

1. das Feilbieten und Ankäufen von Waren 
im Reisegewerbe und in Wohnungen, 

2. das Aufsuchen von Warenbestellungen auf 
Schiffen, 

3. das Erwerben, Abgeben und Befördern von 
Waren in kleinen Mengen 

verbieten oder beschränken und 

4. das Befördern von Waren an Bedingungen 
knüpfen. 
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(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) Wird Zollgut im Reiseverkehr im Zusam- 
menhang mit der Zollbehandlung der zollamtlichen 
Überwachung vorenthalten oder entzogen, so kann 
ein Zollzuschlag bis zur Höhe der Eingangsabgaben, 
jedoch mindestens 3 und höchstens 100 Deutsche 
Mark, erhoben werden. 

VIERTER TEIL 

Sondervorsdiriften für Teile 
des Hoheitsgebiets 

§ 59 

Warenhandel und -beförderung 

(1) unverändert 

(2) In Freihäfen darf der Handel mit Schiffs- und 
Reisebedarf nur mit schriftlicher Erlaubnis des 
Hauptzollamts betrieben werden. Bei der Entschei- 
dung über die Erlaubnis ist die Sicherheit der Zoll- 
belange zu berücksichtigen; die Erlaubnis kann 
unter Auflagen erteilt werden. Um Wirtschafts- 
kreise, die durch den Zoll geschützt sind, vor Schä- 
den zu bewahren oder um die Zollbelange zu 
sichern, kann der Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung die Abgabe und den Bezug 
von Schiffs- und Reisebedarf auf Waren beschrän- 
ken, die ohne Erlaß, Erstattung oder Vergütung von 
Zoll aus dem freien Verkehr des Zollgebiets in 
Freihäfen ausgeführt worden sind. 

(3) unverändert 
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§ 68 

Bauten und Grundstücke 

(1) Bauten dürfen innerhalb einer Entfernung 
von 100 Metern (in Orten mit geschlossener Bau- 
weise von 50 Metern) von der Zollgrenze (an der 
Küste von der Strandlinie) nur mit Zustimmung 
des Hauptzollamts errichtet oder geändert werden. 
Der Zustand von Grundstücken darf innerhalb dieses 
Geländestreifens nur mit Zustimmung des Haupt- 
zollamts verändert werden, wenn die Veränderung 
über die übliche Bewirtschaftung hinausgeht. Die 
Zustimmung kann versagt werden, wenn die 
Sicherheit der Zollbelange gefährdet würde. Sind 
Bauarbeiten oder Veränderungen ohne Zustimmung 
des Hauptzollamts ausgeführt worden, so kann das 
Hauptzollamt verlangen, daß der frühere Zustand 
wiederhergestellt wird. Bei dicht an der Zollgrenze 
liegenden Gebäuden und schwimmenden Anlagen 
kann das Hauptzollamt jederzeit Fenstergitter, Tür- 
verschlüsse oder andere besondere Sicherungsvor- 
richtungen anordnen. 

(2) Das Hauptzollamt kann in einzelnen Fällen 
die Benutzung von Grundstücken durch Personen, 
die nicht dort wohnen, in dem in Absatz 1 bezeich- 
neten Geländestreifen beschränken, wenn dies für 
die zollamtliche Überwachung erforderlich ist. Die 
Zollverwaltung kann auf Grundstücken in diesem 
Geländestreifen auf eigene Kosten Sperren, Hinder- 
nisse, Schutzhütten, Zugangswege und ähnliche An- 
lagen errichten, die unerlaubten Warenverkehr über 
die Zollgrenze erschweren oder eine bessere Über- 
wachung ermöglichen. 

(3) Grundstückseigentümer und -besitzer haben 
im Zollgrenzbezirk den Zollbediensteten für die Aus- 
übung ihres Dienstes ungehinderten Zugang zu den 
Grundstücken zu gewähren; ausgenommen sind Ge- 
bäude und solche umschlossenen Grundstücke, die 
mit Gebäuden unmittelbar verbunden sind. Sie ha- 
ben auf Verlangen des Hauptzollamts den Zollbe- 
diensteten das Begehen der Zollgrenze und der Ufer 
von Grenzgewässern dadurch zu ermöglichen, daß 
sie einen Grenzpfad frei lassen, an Einfriedigungen 
Durchlässe oder Übergänge herrichten und Wasser- 
gräben überbrücken. Sie haben ferner zu dulden, 
daß die Zollverwaltung auf eigene Kosten Brücken, 
Durchlässe, Übergänge und Grenzpfad verbessert. 

(4) Entschädigungen werden in den Fällen der 
Absätze 1 bis 3 nicht gewährt. Anordnungen des 
Hauptzollamts nach den Absätzen 1 bis 3 können 
nach § 202 der Reichsabgabenordnuna erzwungen 
werden. 

(5) Soweit der Zollgrenzbezirk nur die Zollgrenze 
der Freihäfen sichert, beträgt die nach den Absätzen 
1 und 2 maßgebende Entfernung von der Zollgrenze 
3 Meter. 

(6) Absätze 1 und 2 gelten nicht für Wehranla- 
gen und Übungsplätze der Bundeswehr oder der 
Truppen verbündeter Staaten und für Anlagen der 
Deutschen Bundesbahn. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 68 

Bauten und Grundstücke 

(1) Bauten dürfen innerhalb einer Entfernung 
von 100 Metern (in Orten mit geschlossener Bau- 
weise von 50 Metern) von der Zollgrenze nur mit 
Zustimmung des Hauptzollamts errichtet oder geän- 
dert werden. Die Entfernung rechnet an Binnenge- 
wässern vom Ufer, an der Küste von der Strand- 
linie. Der Zustand von Grundstücken darf innerhalb 
dieses Geländestreifens nur mit Zustimmung des 
Hauptzollamts verändert werden, wenn die Ver- 
änderung über die übliche Bewirtschaftung hinaus- 
geht. Die Zustimmung kann versagt werden, wenn 
die Sicherheit der Zollbelange gefährdet würde. 
Sind Bauarbeiten oder Veränderungen ohne Zustim- 
mung des Hauptzollamts ausgeführt worden, so 
kann das Hauptzollamt verlangen, daß der frühere 
Zustand wiederhergestellt wird. Bei dicht an der 
Zollgrenze liegenden Gebäuden und schwimmenden 
Anlagen kann das Hauptzollamt jederzeit Fenster- 
gitter, Türverschlüsse oder andere besondere Siche- 
rungsvorrichtungen anordnen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 

(6) unverändert 
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§ 71 

Beschränkungen des Warenverkehrs im Zollgrenz- 
bezirk 

(1) Im Zollgrenzbezirk darf der Handel mit un- 
verzolltem Schiffs- und Reisebedarf nur mit schrift- 
licher Erlaubnis des Hauptzollamts betrieben wer- 
den. Bei der Entscheidung über die Erlaubnis ist die 
Sicherheit der Zollbelange zu berücksichtigen; die 
Erlaubnis kann unter Auflagen erteilt werden. Der 
Bundesminister der Finanzen kann durch Rechtsver- 
ordnung zur Sicherung der Zollbelange die Abgabe 
und den Bezug unverzollter Waren als Schiffs- oder 
Reisebedarf einschränken und für bestimmte Fälle 
untersagen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann für 
den Zollgrenzbezirk durch Rechtsverordnung zur Si- 
cherung der Zollbelange 

1. das Feilbieten und Ankäufen von Waren 
im Reisegewerbe verbieten oder beschrän- 
ken, 

2. das Versenden von Waren in das Zoll- 
binnenland durch die Post von der schrift- 
lichen Erlaubnis der Zollstelle abhängig 
machen, 

3. anordnen, daß Weidevieh gekennzeichnet 
und über seinen Bestand Buch geführt 
wird, 

4. anordnen, daß Schiffe auch Freigut nur 
mit Erlaubnis der Zollstelle außerhalb von 
Zollandungsplätzen löschen und laden dür- 
fen, wenn 

a) die Waren verpackt sind, 

b) für Waren dieser Art Eingangsabga- 
ben vorgesehen sind oder 

c) für Waren dieser Art Verbote oder 
Beschränkungen für den Warenverkehr 
über die Grenze bestehen. 

Der Bundesminister der Finanzen kann diese Er- 
mächtigungen durch Rechtsverordnüng auf die Ober- 
finanzdirektion übertragen. 

§ 76 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundestages durch Rechts Verordnung 

1. aus wirtschaftlichen Gründen Zollsätze des 
Zolltarifs ermäßigen oder aufheben; 

2. Zollsätze des Zolltarifs bis auf das Drei- 
fache erhöhen und im Zolltarif statt Zoll- 
freiheit Zollsätze bis zu einer Belastung in 
Höhe des höchsten Wertzollsatzes des 
Zolltarifs festsetzen, wenn diese Waren 
infolge einer unvorhergesehenen wirt- 
schaftlichen Entwicklung in zunehmendem 
Umfang unter solchen Umständen einge- 
führt werden, daß die dadurch geschaffene 
Lage die im Inland ansässigen Hersteller 
gleichartiger oder unmittelbar konkurrie- 
render Erzeugnisse ernsthaft schädigt oder 
zu schädigen droht; 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 71 

Beschränkungen des Warenverkehrs im Zollgrenz- 
bezirk 

(1) Im Zollgrenzbezirk darf der Handel mit un- 
verzolltem Schiffs- und Reisebedarf nur mit schrift- 
licher Erlaubnis des Hauptzollamts betrieben wer- 
den, Bei der Entscheidung über die Erlaubnis ist die 
Sicherheit der Zollbelange zu berücksichtigen; die 
Erlaubnis kann unter Auflagen erteilt werden. Um 
Wirtschaftskreise, die durch den Zoll geschützt sind, 
vor Schäden zu bewahren oder um die Zollbelange 
zu sichern, kann der Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung die Abgabe und den Bezug 
unverzollter Waren als Schiffs- oder Reisebedarf 
einschränken und für bestimmte Fälle untersagen. 

(2) unverändert 


§ 76 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundestages dujrch Rechtsverordnung 

1. unverändert 

2. unverändert 
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3. das Schema des Zolltarifs aus zolltechni- Nummer 3 entfällt 

sehen Gründen ändern, ohne den Zollsatz 
oder die Zollfreiheit für die betroffenen 
Waren zu ändern. 


(2) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung den Zolltarif 

1. nach dem Vertrag zur Gründung der Eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft inso- 
weit ändern, als die Bundesrepublik 
Deutschland 

a) nach Artikel 14, 16 und 17 Abs. 1 die- 
ses Vertrags und Nummer 1 des Pro- 
tokolls über Mineralöle und einige Mi- 
neralölerzeugnisse die zwischen den 
Mitgliedstaaten geltenden Zölle abzu- 
bauen hat, 

b) nach Artikel 23 dieses Vertrags und 
Nummer 1 des Protokolls über Mine- 
ralöle und einige Mineralölerzeugnisse 
die Zollsätze dem Gemeinsamen Zoll- 
tarif anzupassen hat, 

c) durch eine Entscheidung des Rats über 
autonome Änderungen oder Aussetzun- 
gen der Sätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs (Artikel 28 dieses Vertrags) da- 
zu verpflichtet ist, 

d) nach Artikel 133 Abs. 1 dieses Ver- 
trags die Zollsätze für die Einfuhren 
aus den außereuropäischen Ländern 
und Hoheitsgebieten, die mit Belgien, 
Frankreich, Italien und den Niederlan- 
den besondere Beziehungen unterhal- 
ten, abzubauen hat, 

e) nach dem Protokoll über die Zollkon- 
tingente für die Einfuhr von Bananen 
zur Festsetzung von Zollkontingenten 
berechtigt ist; 


4. aus wirtschaftlichen Gründen Zollsätze des 
Obertarifs ermäßigen. 

(la) Die Bundesregierung kann zur internationa- 
len Vereinheitlichung oder aus anderen zolltech- 
nischen Gründen durch Rechtsverordnung das 
Schema des Zolltarifs ändern, ohne den Zollsatz 
oder die Zollfreiheit für die betroffenen Waren zu 
ändern. 

(2) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung den Zolltarif 

1. unve rändert 


la. zur beschleunigten Verwirklichung der 
Ziele des Vertrags zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft insoweit 
ändern, als sichergestellt ist, daß die an- 
deren Mitgliedstaaten entsprechende Zoll- 
tarifänderungen durchführen, um überein- 
stimmend und gemeinschaftlich vor den 
vertraglich festgesetzten Zeitpunkten 

a) die Binnen-Zollsätze im Warenverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
abzubauen, 

b) die Außen-Zollsätze dem Gemeinsamen 
Zolltarif der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft anzupassen; 
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2. nach dem Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft insoweit än- 
dern, als die Bundesrepublik Deutschland 
nach Artikel 95 dieses Vertrags auf Be- 
schluß des Rats vorzeitig die Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs anzuwenden hat; 

3. nach dem Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl insoweit ändern oder ergänzen, als 
die Bundesrepublik Deutschland zur Durch- 
führimg des Gemeinsamen Marktes dazu 
verpflichtet ist. 

Bei diesen Änderungen können Zollsätze, die ge- 
senkt werden, bis auf volle Zahlen nach unten, und 
Zollsätze, die erhöht werden, bis auf volle Zahlen 
nach oben gerundet werden; auch kann die Jahres- 
bezeichnung des Zolltarifs geändert werden. 

(3) Rechtsverordnungen nach Absatz 2 Nr. 1 und 
2 dürfen nur mit Zustimmung des Bundestages er- 
lassen werden. Die Bundesregierung hat Rechtsver- 
ordnungen nach Absatz 2 Nr. 3 dem Bundestag zur 
Zustimmung vorzulegen; hat ihnen der Bundestag 
nicht vor Erlaß oder binnen fünf Monaten danach 
zugestimmt, so hat sie die Bundesregierung späte- 
stens mit Ablauf des sechsten Monats nach ihrem 
Erlaß aufzuheben. In diesem Falle dürfen sie mit 
gleichem Inhalt nur wiederholt werden, nachdem 
ihnen der Bundestag zugestimmt hat, 

(4) Der in Absatz 3 vorgesehenen Zustimmung 
des Bundestages bedarf es nicht, wenn die Bundes- 
regierung eine Vorlage als dringlich bezeichnet und 
der Bundestag binnen drei Wochen nach Eingang 
einer solchen Vorlage keinen die Zustimmung aus- 
sprechenden oder verweigernden Beschluß faßt, 

(5) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundestages durch Rechtsverordnung aus wirt- 
schaftlichen Gründen Zollsätze des Obertarifs er- 
mäßigen, 

(6) Dem Bundesrat ist Gelegenheit zu geben, bin- 
nen zwei Wochen zu Entwürfen von Rechtsverord- 
nungen nach den Absätzen 1, 2 und 5 Stellung zu 
nehmen. Bei Rechtsverordnungen nach Absatz 2 
Nr, 3 ist dem Bundesrat diese Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme zu geben, sobald die Bundesregierung 
den Bundestag nach Absatz 3 um Zustimmung bittet. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
2. unverändert 


3. unverändert 


Bei diesem Änderungen können Zollsätze, die ge- 
senkt werden, bis auf volle Zahlen nach unten, und 
Zollsätze, die erhöht werden, bis auf volle Zahlen 
nach oben gerundet werden; auch kann die Jahres- 
bezeichnung des Zolltarifs geändert werden. 

Absatz 3 entfällt 


Absatz 4 entfällt 


Absatz 5 entfällt 


:(6) Dem Bundesrat ist Gelegenheit zu geben, 
binnen zwei Wochen zu Entwürfen von Rechtsver- 
ordnungen nach Absatz 1 Stellung zu nehmen. 


(7) Rechtsverordnungen nach Absatz 2 sind un- 
verzüglich nach ihrer Verkündung dem Bundestag 
und dem Bundesrat mitzuteilen. Der Bundesrat kann 
binnen vier Wochen gegenüber dem Bundestag 
Stellung nehmen. Die Rechtsverordnungen sind un- 
verzüglich aufzuheben, soweit es der Bundestag 
binnen drei Monaten nach ihrer Verkündung ver- 
langt. 

(8) Der Bundesminister der Finanzen kann den 
Wortlaut des Zolltarifs in der sich durch Rechtsver- 
ordnungen nach den Absätzen 1 bis 2 ergebenden 
Fassung unter neuer Überschrift und mit neuem Da- 
tum bekanntmachen. 
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§ 77 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Durchführung dieses Gesetzes durch Rechtsverord- 
nung 

1. die durch dieses Gesetz festgelegten Pflich- 
ten näher bestimmen; sein Recht, die 
Pflichten der Zollbediensteten im Verwal- 
tungsweg festzulegen, bleibt unberührt, 

2. die in diesem Gesetz enthaltenen Begriffe 
erläutern, 

3. das Verfahren bei der Zollbehandlung, für 
die besonderen Zollverkehre, für die an- 
deren in diesem Gesetz vorgesehenen 
Verkehre, für den Zollerlaß und für die 
Zollerstattung näher regeln und dabei den 
Beteiligten, einschließlich des Käufers 
oder Empfängers einer Ware, die erfor- 
derlichen Anmeldungs- und Buchführungs- 
pflichten auferlegen. 

Er hat dabei Auskünfte, Empfehlungen und Erläu- 
terungen zwischenstaatlicher und überstaatlicher 
Organisationen im Rahmen der vertraglichen Ver- 
pflichtungen zu berücksichtigen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung Durchführungsvorschriften zur 
Auslegung und Anwendung des Zolltarifs, beson- 
ders zur Abgrenzung der Tarifnummern und Tarif- 
stellen, erlassen. Er hat dabei Auskünfte, Empfeh- 
lungen und Erläuterungen zwischenstaatlicher und 
überstaatlicher Organisationen im Rahmen der ver- 
traglichen Verpflichtungen zu berücksichtigen. Zu 
den Durchführungsvorschriften gehören auch tech- 
nische Vorschriften für die Untersuchung und für 
die Vergällung von Waren. 

(3) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechts- 
verordnung die Erfassung und Zollbehandlung der 
elektrischen Energie, falls für diese im Zolltarif ein 
Zoll vorgesehen ist. Die Erfassung und Zollbehand- 
lung müssen der Erfassung und Zollbehandlung von 
Waren entsprechen, soweit es die Eigenart der elek- 
trischen Energie zuläßt. 

(4) Allgemeine Verwaltungsvorschriften, die zur 
Durchführung dieses Gesetzes, des Zolltarifs und 
der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
verordnungen erforderlich sind, erläßt der Bundes- 
minister der Finanzen. 

§ 78 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung für Waren, die weder zum Han- 
del noch zur gewerblichen Verwendung bestimmt 
sind, zur Abgeltung der Eingangsabgaben pau- 
schalierte Abgabensätze festsetzen, die angewen- 
det werden, wenn der Zollbeteiligte nicht Verzollung 
nach dem Zolltarif und Versteuerung nach den in 
Betracht kommenden Steuergesetzen beantragt. 

(2) Für Waren, deren Tarifierung unverhältnis- 
mäßig viel Arbeit oder Kosten erfordern würde, 
kann auf Antrag des Zollbeteiligten diejenige in 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 77 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Durchführung dieses Gesetzes durch Rechtsverord- 
nung 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. das Verfahren bei der Erfassung des 
Warenverkehrs und bei der Zollbehand- 
lung, für die besonderen Zollverkehre, für 
die anderen dn diesem Gesetz vorgesehe- 
nen Verkehre, für den Zollerlaß und für 
die Zollerstattung näher regeln und dabei 
den Beteiligten, einschließlich des Käufers 
oder Empfängers einer Ware, die erfor- 
derlichen Anmeldungs- und Buchführungs- 
pflichten auferlegen. 

Er hat dabei Auskünfte, Empfehlungen und Erläu- 
terungen zwischenstaatlicher und überstaatlicher 
Organisationen im Rahmen der vertraglichen Ver - 
pflichtungen zu berücksichtigen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 78 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Betracht kommende Tarifstelle angewendet wer- 
den, die zu den höchsten Eingangsabgaben führt. 

(3) In einzelnen Fällen können Vereinbarungen 
mit dem Zollbeteiligten getroffen werden, die die 
Verzollung vereinfachen. Diese Vereinbarungen sind 
nur zulässig, wenn dadurch die Höhe der insgesamt 
zu entrichtenden Eingangsabgaben nicht wesentlich 
geändert und der Wettbewerb nicht wesentlich be- 
einträchtigt wird. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Eingangs- 
abgaben, deren Aufkommen den Ländern zusteht. 

§ 86 

Änderung des Zolltarifgesetzes 

Das Zolltarifgesetz vom 23. Dezember 1958 (Bun- 
desgesietzbl. II S. 751) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 


„Zolltarif im Sinne des § 21 Abs. 1 des Zoll- 


geisetzeis vom (Bundes- 

gesetzbl S ) ist der nachstehende 

Zolltarif."' 


2. § 2, § 3 Abs. 1, §§ 4 und 6 werden gestrichen. 
In § 3 wird die Bezeichnung „(2)" vor dem 
bisherigen zweiten Absatz gestrichen. 

§ 89 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1962 in 
Kraft. § 86 Nr. 2, § 87 und die in diesem Gesetz 
enthaltenen Ermächtigungen treten am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Am Tage nach Verkündung dieses Gesetzes 
treten außer Kraft: 

1. § 49 Abs. 2 und 3, § 55 Abs. 3 des Zoll- 
gesetzes vom 20. März 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 529) in der geltenden Fas- 
sung, 

2. das Sechste Gesetz zur Änderung des Zoll- 
tarifs vom 24. November 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 728) in der geltenden Fas- 
sung. 

(3) Mit Ablauf des 31. Dezember 1961 treten 
außer Kraft: 

1. das Zollgesetz vom 20. März 1939 (Reichs- 
gesetzbl I S. 529) und die zu seiner Durch- 
führung erlassenen Rechtsvercirdnungen 
in ihren geltenden Fassungen; 

2. die Beschlüsse des Bundesrates des Deut- 
schen Reichs vom 25. Juni 1872 (§ 404 der 
Protokolle) und vom 18. Oktober 1900 
(§ 522 der Protokolle) über die zollamt- 
liche Behandlung der deutschen Kriegs- 
fahrzeuge und der Effekten der Marinean- 
gehörigen; 


Beschlüsse des 14. Aus.schussets 


(3) In einzelnen Fällen können Vereinbarungen 
mit dem Zollbeteiligten getroffen werden, die die 
Zollbehandlung vereinfachen. Diese Vereinbarungen 
sind nur zulässig, wenn dadurch die Höhe der ins- 
gesamt zu entrichtenden Eingangsabgaben nicht we- 
sentlich geändert und der Wettbewerb nicht we- 
sentlich beeinträchtigt wird. 

(4) unverändert 

§ 86 

Änderung des Zolltarifgesetzes 

Das Zolltarifgesetz vom 23. Dezember 1960 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 2425) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

.§ 1 

Zolltarif im Sinne des § 21 Abs. 1 des Zoll- 

gesetzeis vom ( Bundes - 

gesetzbl S ) ist der nachstehende 

Zolltarif. " 

2. §§ 2, 3, 4 Abs. 1 und 2 werden gestrichen. In § 4 
wird die Bezeichnung „(3)" vor dem bisherigen 
dritten Absatz gestrichen. 

§ 89 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1962 in 
Kraft. § 56 Abs. 7, §§ 79, 86 Nr. 2, § 87 und die in 
diesem Gesetz enthaltenen Ermächtigungen treten 
am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) unverändert 


(3) Mit Ablauf des 31. Dezember 1961 treten 
außer Kraft: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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Entwurf 

3. a) die Holzlager-Zollordnung, die See- 
fisdierei-Zollordnung und die Sdiiff- 
bau-Zollordnung vom 11. Januar 1906 
{Zentralblatt für das Deutsche Reich 
S. 103, 257, 265), 

b) die Getreidelager-Zollordnung vom 
15. Februar 1906 (Zentralblatt für das 
Deutsche Reich S. 352), 

c) §§ 36 und 37 der Wein-Zollordnung 
vom 17. Juli 1909 (Zentralblatt für das 
Deutsche Reich S. 333), 

d) die Verordnung über Teilungslager 
der Kriegsmarinebehörden vom 2. März 
1937 (Reichsministerialblatt S. 64), 

e) die Seehafen-Zollordnung vom 3. No- 
vember 1937 (Reichsministerialblatt 
S. 651) 


in ihren geltenden Fassungen j 

4. a) das Gesetz zur Änderung des Zollge- 
setzes und der Verbrauchsteuergesetze 
vom 23. Mai 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 317), 

b) das Gesetz über Zolländerungen vom 
16. März 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 93), 

c) das Zweite Änderungsgesetz zum Zoll- 
gesetz vom 3. Mai 1956 (Bundesge- 
setzbl. I S. 375), 

d) das Dritte Zolländerungsgesetz vom 
9. August 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 735), 

e) Artikel 1, 2, 3 und 7 des Vierten Zoll- 
änderungsgesetzes vom 10. September 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1331), 

f) das Fünfte Zolländerungsgesetz vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1671); 


5. das Gesetz über die Ausfuhrzolliste vom 
19. Mai 1959 (Bundesgesetzbl. II S. 537). 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
3. a) u n V e r ä n d e r t 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 


e) unverändert 


f) die Verordnung über die Festsetzung 
von Mindestbeträgen bei dem Auf- 
schub von Zöllen und Verbrauchsteuern 
vom 30. Juli 1935 (Reicbsgesetzbl. I 
S. 1052) 

in ihren geltenden Fassungen; 

4. a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 


f) unverändert 

g) das Sechste Zolländerungsgesetz vom 
23. Dezember 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1069); 

5. unverändert 
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